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9. 0 Landtags⸗Verhandlungen. 


12. Sitzung des Herrenhauſes (vom 24. Mal). 

u Kür. Am Aae r Jörſter und einige Com: 
miſſarien, ſpäter Camphauſen und Achenbach. 5 

I der Tagesordnung ſteht zunächſt die zweite Berathung des Geſetz⸗ 
entwurſs toe bie Aufſichtsrechte des Staats bei der Vermögens. 
verwotang in den kalholiſchen Diöceſen, deſſen Bedünfniß in der 
Generaldiesutie von Seiten des Grafen von Landsberg⸗Velen und 
Gemen eliriſten wird. Die Vermögensverwaltung ſei ein Ausfluß des 
Eigen tte ngrechls und die Vorlage daher ein Eingriff in das letztere. Nach: 
dem nach Graf v. Brühl erllärt, feine polütiſchen Freunde enthielten 
fi. der Stellung von Amendements, weil es ibnen nicht darauf aukame, ob 
das eh etwas mehr oder weniger ſchlecht ausfalle, und Baron v. Seufft⸗ 
Pilſach die Frage aufgeworſen, wozu man erſt das Geſetz mache, es müſſe 
ja doch ſpäter eine Amneftie erlaſſen werden, wie er beſtimmt wiſſe, obſchon 
er lein Propbet ſei, werden die einzelnen Paragraphen der Vorlage obne 
Debatte genehmigt und der Geſetzenkwurf im Ganzen hierauf mit 51 gegen 
20 Stimmen angenommen. 

Es folgt die Verhandlung über den Geſetzentwurf, betreffend den Aus bau 
der Babnfireden Halle⸗Kaſſel und Nordbauſen⸗Nixei auf Grund 
det von der Eiſenbabn⸗Commiſſion eritatteten Berichts, deren Antrag 
dahin geht, dem Geſetze in der vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung 
zuzuſtimmen. a ö 

Gleichzeitig beantragt Oberbürgermeiſter Br eslau, die Staatsregierung 
aufzufordern, entweder die Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zur baldigen Herſtellung der Bahn 
Magdeburg: Erfurt anzuhalten over aber in anderer geeigneter Weiſe für 
baldige Herstellung der Eiſenbahn Magdeburg⸗Erfurt Sorge zu tragen. 

Nachdem der Referent Stadtraih Haußmann den einſtimmig gefaßten 
Commiſſionsantrag empfohlen, bemerkt ’ ; 

Oberbürgermeilter Breslau (Erfurt): Auch ich kann die Annahme dieſer 
Vorlage nur dringend empfehlen. Der Ankauf dieſer Bahn iſt für den 
Staat ein höchſt vortheilhaftes Geſchäft; denn wir zahlen etwa 5 Millionen 
Mark weniger, als der Bau der Bahn ſelbſt gekoſtet bat. Außerdem iſt 
dieſes Ankaufsgeſchaft nolhwendig zur Ausführung und . der 
Berlin⸗Wetzlarer Bahn, nachdem ſich herausgeſtellt hat, daß die als Theil⸗ 
ſtrecke derſelben ftüher projectixte Harzbahn unausſuhrbar iſt. Ich würde 
aber der Regierungsvorlage viel leichter zuſtimmen können, wenn nicht durch 
ihre Annahme auf den Ausbau der Magdeburg ⸗ Erfurter ein ungünſtiger Ein⸗ 
fluß zu fürchten wäre. Die Verpflichtung, dieſe Bahn herzuſtellen, hat die 
Magdeburg ⸗Halberſtädter Bahn. Nachdem aber durch dieſe Vorlage die Ne: 
ierung die Aufgabe übernimmt, eine Theilſtrecke der Magdeburg⸗Erfurter 
Bahn, gerade das Mittelſtück derſelben, die Strecke Sandersleben⸗Sanger⸗ 
bauſen, ſelbſt zu bauen, liegt die große Beſorgniß nabe, daß die Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Bahn, die ſchon jetzt ſehr wenig Neigung zur Herſtellung jener 
Bahn gezeigt bat, dieſe Beſtimmung der Vorlage zum Vorwand nimmt, um 
ſich ibrer Verpflichtung dauernd zu entziehen. Aus dieſen Gründen babe ich 
die Reſolution beantragt, deren Annahme ich dem Hauſe dringend empfehle. 

Graf von der Schulenburg⸗Beetzendorf: Ich kann die Vorlage 
nicht unbedingt empfehlen. Ich bin ein Freund des Staatsbahnſyſtems und 
wünſche, daß der Staatsbabhnbeſitz vermehrt werde. Aber, nachdem wir die 
preußiſchen Staatsbahnen an das Reich zu übertragen beſchloſſen haben, 
kann ich es nicht für den geeigneten Zeitpunkt halten, jetzt auch einzelne 
Bahnen für den preußischen Staat anzulaufen, und auf dieſe Weiſe das Ge 
ſchenk des preußiſchen Staates an das Reich noch zu vermehren. Ich kaun 
daher dieſer Vorlage nicht zuſtimmen. Was die Magdeburg ⸗Halberſtädter 
Bahn betrifft, ſo durchläuft eben die auffällige Nachricht die Zeitungen, daß 
dieſe Geſellſchaft für das verfloſſene Jahr die Auszahlung von 6 Procent 
Dividende beſchloſſen hat. Wenn die Geſellſchaft in einer ſolchen Lage ſich 
befindet, dann ſollte ſie doch vor allen Dingen ihren Verpflichtungen, die 
Magdeburg⸗Erfurter Babn berzuſtellen, nachkommen und ich begreife nicht, 
weshalb die Regierung ſie nicht dazu anhält. a a 

Graf Udo zu Stollberg⸗Wernigerode: Ich bin entſchieden für An⸗ 
nahme der Vorlage. Wir können unmöglich in der vorausſichtlich noch lan⸗ 
gen Zeit, bis das Project des Ueberganges unſerer Bahnen an das Reich 
zur Ausführung gelangt, die Conſolidirung der 8 Staatsbahnen 
verbindern und zum Siillſtand bringen wollen. Der Reſolution des Herrn 
Oberbürgermeiſters von Breslau ſtimme ich ihrem Inhalte nach zu, wünſche 
aber, fie in der Form und Faſſung anzunehmen, wie fie das Abgeordneten 
baus beſchloſſen dat, damit kein Zweifel über die Einhelligkeit beider Häufer 
auflomme und be antrage daher, ſie demgemaß zu amendiren. 

Handelsminiſter Achenbach: Auch ich kann nur betonen, daß es doch 
gewiß nicht die Abſicht des Hauſes oder der Regierung ſein kann, daß der 
Staatseiſenbabnbau in Preußen durch das Reichseiſenbahn « Project ſiſtirt 
werde; bei dieſer Bahn um ſo weniger als die — — dieſer Vorlage 
die Regierung zwingen müßte, zur Bervollſtändigung der Berlin Wetzlarer 
Bahn, eine nach Lage der Dinge völlig unzweckmäßige Linie zur Ausführung 
zu bringen. Daß die Magdeburg⸗Halberſtädter Geſellſchaft 6 pCt. Dividende 
ahlt, davon iſt mir offtciell noch nichtsß belannt. Ich weiß dieſe Nachricht 
ber nur aus den Zeitungen und es muß der officielle Bericht und nähere 
Prüfung abgewartet werden, ehe ich auf dieſe Tbatſache Rückſicht nehmen 
kann. Ich habe ſtets und ſo auch heute wiederum die Erſcheinung erlebt, 
daß überall da, wo es ſich um eine Bahn handelt, die den Betreffenden 
nicht intereſſirt, die weitab von feiner Heimath liegt, der Geſellſchaft der 
Vorwurf gemacht wird, fie perſchwende die Gelder in zu koſiſpieligen Anlagen 
und Unternehmungen, ſobald aber eine Bahn in Frage ſteht, die der Heimath 
des betreffenden Redners angehört, der entgegengeſetzte Vorwurf laut wird 
und womöglich die Staatsregierung angerufen wird, die Geſellſchaft zur Aug: 
führung der Anlagen und Bauten, und ſeien es auch die allerkoſtſpieligſten 


zu zwingen. 0 
Ich bin eniſchieden der Anſicht, daß viele Bahnen in der Vergangenheit 
in der That des Guten zu viel gethan haben und daß wir gegenwärtig einer 
gewiſſen mlung dringend bedürfen. Ich kann nur, wie ich das bereits 
im Abgeordnetenbauſe geiban, erilären: die Regierung entbindet die Mag» 
deburg Halberſtädter Geſellſchaft ihrer Verpſüchtung nicht, fie wird bei geeig⸗ 
neter Gelegenbeit mit allen 5 zu Gebote ſtehenden Mitteln darauf dringen, 
daß die Dale Deagveburg-Erfurt zur Ausführung gelangt. Aber wir mülſſen 
doch war Nüdficht en die gegenwärtigen Zeitumſtände nehmen. Es iſt 
doch gew! 12 Kleinigkeit, beiſplelsweiſe durch Zwangsmaßregeln die Pros: 
perität eines o großartigen Unternehmens vielleicht dauernd und für immer 
u erſchlttern. ir haben die dringende Pflicht, bier mit einer gewiſſen 
orſicht e Ich kann daher nicht in Ausſicht ftellen, daß unmitiel⸗ 
bar, nachdem ei orlage angenommen ift, ich meinestheils mit ſolchen 
Zwangs maßregein, Ser hie bier von mir verlangt werden, gegen die Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter Geſellſchaft einſchreiten werde. 

Graf von A S ulenburg⸗Beetzendorf: Ich ſollte meinen, daß, 
wenn eine jo auff& Den unde, wie die Auszahlung von 6 pet. Dividende durch 
die Magdebur eh eh —— Geſellſchaft von allen Zeitungen gebracht wird, 
dem Minifter Mitter und Wege genug zu Gebote fteben, um ſich zu infor⸗ 
miren, bevor diefer Gegenſtand bier zur Beratbung kam. 

von K Rn ns ich entschieden gegen das ganze Project der 
Reichseiſenbahnen bin, N 80 ich unmöglich dazu rathen, daß Preußen jo 
lange, bis jenes Project zu Stande kommt, feine Bahnen mehr kaufen foll. 
Ich kann daher dieſer Vorlage nur mit Freuden uſtimmen. 

Das Geſetz wird hierauf ee W on genehmigt und dem⸗ 
nächſt, eniſprechend dem Untrage Stolberg, die Reſolution Breslau in der 
vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung angenommen. 

Hieran ſchließt ih die Berathung über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Uebernahme einer Zinsgarantie des Staats für Brioritäts- 
anleiben der Halle Sorau⸗Gubener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft bis 
auf Höhe von 29,730,000 Mark, auf Grund des von der Eiſenbahncommiſſion 
erftatteten Berichts in deren Auftrage 

berbürgermeiſter von Voß (Halle) die Annahme der 
vom Abgeordnetenhauſe genehmigten Faſſung empfiehlt 


Vorlage in der 
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Siebenundfünfzigfter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


der Entſtehungsgeſchichte der Bahngeſellſchaft und der aus 
ſcher Mißwirthſchaft entſtandenen und bis jetzt fortgeſchleppten Geldcalami⸗ 
täten derſelben und mit Hinweis auf die erhebliche Wichtigkeit der Bahn als 
Bindeglied zwiſchen dem öſtlichen und weſtlichen Bahn⸗Syſtem. 

Graf Udo zu Stolberg⸗Wernigerode: Bei der Berathung der 
Vorlage im andern Hauſe hat mit Recht der Abgeordnete Richter bemängelt, 
daß die Motive mit genialer Flüchtigkeit gearbeitet ſeien und wenn der 
Handelsminiſter darauf erwiderte, daß die Motive ſo gearbeitet ſeien, wie 
die Sache es geſtattete, und daß ſie nicht beſſer „ausarbeitbar“ geweſen 
ſeien, ſo ſchließe ich daraus, daß die Verhältnifje der Bahn fo ſchwindelhaft 
ſeien, wie ſie nicht ſchwindelhafter haben fein können. Ich vermiſſe jede 
Angabe, die irgend welchen Anhalt dafür böte, zu beuttheilen, ob das dem 
preußiſchen Staate zugemuthete Geſchäſt für denſelben annehmbar iſt oder 
nicht, und werde deshalb gegen die Vorlage ſtimmen. 

Freiherr v. Mirbach wäre geneigt, einem Ankauf der Halle⸗Sorau⸗ 
Gubener Bahn zuzuſtimmen, der keineswegs auf die Schwierigkeiten ſtoßen 
werde, welche der Finanz: und der Handelsminiſter dem Abgeordnetenhauſe 
vorgeführt haben, weil es in der Natur der Acliengeſellſchaft liege, daß die 
Generalverſammlungen unbedingt allen Anträgen des Verwaftungsraths zu: 
ſtimmen müſſen und letzterer daher einfach zu dictireif brauche, daß 
die Bahn für ſo und ſo viel Millionen an den Staat zu verkaufen ſei. Mit 
der Zinsgarantie werde man den Schein nicht vermeiden, daß man den 
Prio ritätsgläubigern, beſonders der Seehandlung und der Handelsgeſellſchaft 
aus der Verlegenheit helfen wolle. Dazu liege aber keine Veranlaſſung vor 
und werde er deshalb gegen die Vorlage ſtimmen, zu welcher ſich auch alle 

olitiſch ſelbſtſtändigen Parteien des Abgeordnetenhauſes, Centrum, Fort⸗ 
chrittspartei, Frei, Neu: und Altconſervativen ablehnend verhalten und der 
nur diejenigenſzugeſtimmt hätten, die eben jede Vorlage der Regierung acceptiren 
zu müſſen glauben. 5 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Die letzte Behauptung des Vorredners 
iſt unrichtig. Beiſpielsweiſe bat die freiconſervative Partei in ihrer großen 
Mehrzahl für die Vorlage geſtimmt und ebenſo find namhafte Mitglieder der 
ie dafür eingetreten. Wenn es richtig ift, daß ohne die Maß: 
tegel, welche dieſe Vorlage ausſpricht, die Geſellſchaft nothwendig zum Con⸗ 
eurſe geführt werde, eine Eventuahtät, die ich für eine ſchwere Schädigung 
der Landesintereſſen halten müßte, ſo fragt ſich, wie denn von Seiten der 
Regierung hälte procedirt werden ſollen. Man ſpricht vom Ankauf der Bahnen. 
Daz jenige Mitglied, welches im Abgeordnetenhauſe dieſe Maßregel empfahl, 
proponirte einen Kaufpreis von 14 Millionen Thalern. Vergleichen Sie dem 
gegenüber dasjenige, was die Regierung vorſchlägt, ſo werden Sie nicht den 
allermindeſten Zweifel darüber haben können, daß unſer Vorſchlag gerade 
im finanziellen Intereſſe des Staates ſich abſolut empfiehlt. Wir erreichen 
ſofort die ewige Verwaltung der Bahn durch die Staats behörde, alſo etwas, 
was ſchon allein eine derartige Action der Regierung rechtfertigen würde. 
Sodann ſieht der Vertrag die Eventualität des Ankaufs vor. Der Staat 
bat nach einer beſtimmten Reibe von Jahren, wohlgemerkt nicht die Pflicht, 
ſondern das Recht, dieſe Bahn zu erwerben. Dabei iſt von keiner Seite 
beſtritten worden, daß es iich bier um eine Linie handelt, deren Erwerb für 
den Staat von der allergrößten Bedeutung iſt. Auf den Vorwurf, dieſe 
Vorlage ſolle den großen Bankinſtituten Bortheile gewabren, iſt zu erwidern: 
darum hat es ſich wohl nicht gehandelt, ob gewiſſe Bankinſtitute dasjenige, 
was ſie auf dem Wege des ordentlichen corkecten Geſchäftes der Halle⸗So⸗ 
rauer Geſellſchaft vorgeſchoſſen hatten, zurückerhalten. Es kann ſich nur 
darum gehandelt haben, ob durch dieſe Zinsgarantie irgend einem großen 
Bankinſtitut ein illegitimer Vortheil zugeführt würde und das beſtreitet die 
Regierung abſolut. Bei ſämmtlichen Verhandlungen, die in der Berathung 
über dieſen Punkt gepflogen wurden, iſt auch nicht der Schatten eines Be: 
weiſes für dieſe W beigebracht worden. Im Uebrigen werden 
die durch dieſe Vorlage der Regierung zur Dispoſition geſtellten Mittel 
vollkommen ausreichen, um alle Anlagen zum Abſchluß zu bringen. Im 
Anh des Staates kann ich nur dringend empfehlen, die Vorlage an⸗ 
zunehmen. 

Graf von der Schulenburg ⸗Beetzendorf halt' es nicht für ange⸗ 
meſſen, daß der Landtag Geld bewillige, ohne zu wiſſen, wofür. Die Motive 
reichten dazu nicht aus. Uebrigens ſebe er nicht ein weshalb, was man der 
Berliner Nordbahn verſagte, der Sorau Gubener Geſellſchaft bewilligt werden 
jollte. Da er nicht annehmen könne, daß man einen Landestheil vor dem 
andern bevorzuge, fo könne er die Verſchiedenheit der Behandlung nur auf 
. zurückführen. Dieſe Erwägung veranlaßt ihn, die Vorlage 
abzul⸗hnen. 5 N 

Graf zur Lippe: Der Handelsminiſter hat im andern Hauſe mit Recht 
das proponirte Geſchäft als ein für die Actionäre billiges bezeichnet. Ich 
ſebe aber nicht ein, weshalh wir die Lage der Actionäre verbeſſern ſollen, 
mögen fie nun Prioritätsgläubiger oder andere ſein. Ich will es auch für 
vortheilhaft anerkennen, daß der Staat den Betrieb der Bahn übernehmen 
und mit der Bahn Halle⸗Kaſſel in Verbindung ſetzen will. er das hätte 
auf einem andern Wege erreicht werden können. Der künftige Kaufpreis, 
den der Staat der Geſellſchaft nach 15 Jahren wird zahlen müſſen, iſt ſchon 
jetzt firirt, er beſteht in der Uebernahme aller Schulden. Die durch die be⸗ 
kannten Enquete⸗Ermittelungen hervorgerufene ſütliche Entrüſtung iſt viel⸗ 
leicht vielfach übertrieben, aber ſie hat einen geſunden Kern und ich fände 
es für die Heilung des Volkes beſſer, daß der Staat, anſtatt auf ſeine Koſten 
den Actionären zu Hülfe zu eilen, einmal die Entwickelung einer Geſellſchaft 
ſich vollenden, den Concurs hereinbrechen ließe. Bis jetzt iſt das Experiment 
noch gar nicht gemacht; man laſſe es doch einmal ſo weit kommen. 

Finanzminiſter Camphauſen: Der Vorredner hat jo oft den Satz wieder⸗ 
holt, daß wir doch einmal eine Geſellſchaft mögen zu Grunde gehen laſſen, 
daß ich mich habe wundern müſſen, wie er das Loos der Pommerſchen 
Centralbahn, der Berliner Nordbahn ſo ſchnell vergeſſen hat. Vielleicht geht 
er von dem Grundſatze aus: „Aller guten Dinge ſind drei!“ Seine Voraus⸗ 
ſetzungen find überall völlig unzichtig. Mir ſcheint, daß Jedermann, auch 
der, der möglichſt wenig geſchäftskundig iſt, ſich mittlerweile überzeugt hat, 
daß die hervorgerufenen Beſorgniſſe gegen die Eiſenvahnen weſentlich unbe: 

zündet geweſen find. Mir thut es leſd, daß der Handelsminiſter nicht be⸗ 

immte Angaben über den Werth der Bahnen machen konnte, ich bin über⸗ 
zeugt, daß die Taxe einen fo hohen Werth ergeben haben würde, daß Sie 
überraſcht wären. Es iſt völlig irrig, daß, wenn der Staat die Bahn ihrem 
eigenen Schicksale überliche, fie keine Dividende geben würde. Es wird 
unterſtellt, daß der von uns geſchloſſene Vertrag einzelnen Bankinſtituten 
große Gewinne zuwende. Die Bankinſtitute haben die Actien längſt begeben, 
nur die Berliner Handelsgeſellſchaft hat Vorſchüſſe zu dem. hoben Zinsſatz 
bon 5 Procent und 2 Procent jährlicher Probifionen geleiftet. So wie dieſer 
Vertrag in * tritt, wird ſie das Geld zurückempfangen und keine Pro⸗ 
viſion weiter erhalten. Das find die großen Vortheile der Bankinſtitute aus 
dieſem Geſchäfte. Dann iſt geäußert, wie der Staat dazu komme, auch den 
früheren Emiſſionen eine Garantie zu gewähren. Wenn der Staat die ganze 
Verwaltung der Bahnen übernimmt, ein Intereſſe haran hat, daß der Be 
trieb niemals unterbrochen werden lönne und die Zinſen der dritten Emiſſion 
bezahlt, jo muß er auch die früheren Prioritäten zahlen. Sie ſehen nicht 
em, warum das ganze Geſchäſt für den Staat beſonders vortheilbaft fein 
ſoll. Ich . denken, wer den Verhandlungen des anderen Hauſes gefolgt 
iſt, wer geſehen hat, wie ein lebhafter Gegner der Vorlage, der Regierung 
empfabl, mindeſtens 14 Millionen Thaler für den Ankauf herzugeben, dann 
aus der Mitte der Commiſſion darauf bingewieſen wurde, daß bei dieſem 
Anſchlage noch einzelnes zu niedrig veranſchlagt ſei und der Preis auf 
16% Millionen Thaler erhöht werden könne, der mußte zugeſtehen, daß der 
Staat bier eine außerordentlich votſichtige Operation macht, die ihm nicht 
nur keinen Nachtheil, ſondern wahrſcheinlich Vortheil bringen wird. 

„Die Generaldiscuſſion ſchließt mit einem Reſums des ge v. Voß, 
indem er beſonders der Behauptung widerſpricht, daß der Anlauf der Bahn 
leicht zu bewerkſtelligen geweſen wäre, da die Generalverſammlung ſich aus 
Stamm⸗ und bann Piorüäts⸗Aeſtonären zuſammengeſetzt haben würde, 
deren Intereſſen diametral gegen einander liefen. 

Die einzelnen Warngranhen werden hierauf Qngennmmen und das Geſetz 
im Ganzen mit erheblicher Majorität genehmigt. e 

Den letzten Gegenſtand der Tagesordnung bilden Petitionsberichte. Eine 
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s Dr. Strousberg⸗ 


Expedition: errenſtraße Nr. 20. Wuherdem übernehmen alle Voſt⸗ 


Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


7 F 

Freitag, den 26. Mai 1876. 
TFTFTTCTCTCTCTCTCTCTCTCTTT—T—T—TT—— 
eingehendere Verhandlung veranlaßten zahlreiche Petitionen aus Weſtfalen, 
welche die Ertbeilung des Religionsunterrichts in den katholiſchen Volks⸗ 
ſchulen betreffen und bauptſächlich gegen eine Circularverfügung der könig⸗ 
lichen Regierung zu Düffelvorf vom 3. Februar 1875 Beſchwerde führen, 
durch welche nach Anſicht der Petenten die der katholiſchen Kirche nach 
Art. 24 der Verfaſſung zuſtehende Leitung des Religions unterrichts in der 
Volksſchule illuſoriſch gemacht würde. Der Antrag der Petenten geht dahin, 
die Regierung aufzufordern, den Art. 24 mit Entſchiedenheit aufrecht zu er⸗ 
balten oder aber volle Unterrichtsfreibeit zu gewähren. Die Per 
titionscommiſſion beantragt, den Uebergang zur Tagesordnung, da, 
wie der Referent Generalſtaatsanwalt Weder ausführt, die Staatsregierung 
nach den beſtebenden Geſetzen das Recht hat, die kathollſchen Geiſtlichen von 
der Ertbeilung des Religionsunterrichtes auszuſchließen oder dazu nur bes 
dingungsweiſe zuzulaſſen. 

Ein Antrag v. Kleiſt⸗Retzow und Genoſſen dagegen geht dahin, die 
Petitionen der Staatsregierung * der Erwägung zu überreichen, daß zur 
Verwirklichung der der Kirche zuſtehenden Leitung des Rü ligionsunterrichtes 
derſelben bei Prüfung der Fähigkeit der Lehrer zur Ertheilung des Religions⸗ 
unterrichtes eine entſprechende Mitwirkung zu geſtatten, und dem als Organ 
der Kirche zur Leitung jenes Unterrichtes anerkannten Pfarrer die Berechti⸗ 
gung zuzuerkennen iſt, gegebenen Falles den Unterricht ſelbſt zu übernehmen. 

Freiherr v. Landsberg führt im Sinne der Petenten aus, daß die 
katholiſchen Eltern ein heiliges, nicht erſt von Staatswegen zugeſtandenes 
Recht darauf bätten, zu verlangen, daß ihren Kindern der katholiſche Glaube 
nach ſeinem ganzen Inhalt uad Umfang durch die katholiſche Volksſchule 
vermittelt werde. Eine Garantie gewähre dazu aber nur die don der Kirche 
zu ertheilende missio canonica des Religionslehrers. 

„Graf v. Landsberg-Velen und Gemen: In dem Com miſſionsbericht 
beißt es: Eine Verletzung der Verfaſſung oder beſtehender Geſetze kaun dem 
Hertu Cultus miniſter nicht vorgeworfen werden, wenn er die Enwirkung der 
katholiſchen Geiſtlichen auf den Religionsunterricht in der Volke ſchule von 
Bedingungen abhängig macht und eine ſelbſiſtändige Leitung defielben nicht 
geſtattet. Eine Kritik der geftellien Bedingungen in Betreff ihrer Zweck⸗ 
mäßigleit und eine dadurch zu erzielende Einwirkung auf die Executide der 
Staatsregierung in Schulangelegenbeiten erſcheint in dem obwaltenden ſoge⸗ 
nannten „Culturkampfe“ nicht angemeſſen. Zum erſten Male wird bier in 
einem preußiſchen Actenſtücke das Schlagwort „Culturkampf“ ausgeſprochen. 
Es iſt dies eben ein Schlagwort, bervorgegangen wie alle Schlagworte aus 
dem Wörterbuch der Philiſter, um das Heer der Philiſter ohne Denkunkoſten 
in Bewegung zu ſetzen. Ich kann nicht umhin, dieſes Schlagwort mit einem 
wahren deutſchen Wort zu überſetzen, das iſt die „Verfolgung“ der katholi⸗ 
ſchen Kirche nicht allein, ſondern geradezu die „Verfolgung alles poſitiven 
Chriſtentbhums“, das noch in den anderen Confeſſionen ſteckt. Dieſe Ver⸗ 
folgung hat bereits zu den ärgſten Gräueln geführt, zu der Entweihung des 
Heiligſten, das unſere Kirche hat, die Profanation der geweihten Hoſtie durch 
ungeweibte Hände. 

Als etwas Aehnliches unter Kaiſer Nicolaus in Rußland geihab, wurde 
der Betreffende ſofort nach Sibirien geſchickt, obwohl auch dort damals die 
katholiſche Kirche verfolgt wurde. Wer kämpft den Culturkampf? Der Be⸗ 
richt ſagt: die königlich preußiſche Regierung. Ich gebe das zu; aber wer 
kämpft ihn nach? Der geſammte revolutionäre Schund von ganz Europa, 
und fein Ziel it nichts anderes, als die Vernichtung der katholiſchen Kirche. 
Der Culturkampf muß nothwendig vier Folgen haben, die ſchon jetzt für 
Jedermann deutlich und erkennbar hervortreten: die erſte iſt die Verherr⸗ 
lichung und Stärkung der katholiſchen Kirche, die zweite die Vernichtung des 
Proteſtantismus, die dritte die Zerrüttung aller geſellſchaftlichen Verhällniſſe 
und endlich die vierte das Wachsthum und die Erhebung des Socialismus. 
(Redner wird bier von dem Präſidenten unterbrochen und auf die Sache ver⸗ 
wieſen. Er ſchließt mit den Worten:) Wenn der Fürſt Bismard und die 
Miniſter, die in ſolcher Weiſe den Culturkampf führen, ſich, wie es ſcheint, 
mit demſelben für völlig identificirt halten und ohne ihn nicht regieren 
können, ſo mögen ſie vom Schauplatz abtreten; denn geſchieht dies nicht 
bald und gehen die Dinge ſo fort, ſo kommt ſicher über uns der Sieg der 
ſocialen Revolution. = 

Nachdem der Regierungs⸗Commiſſar gegen die ungeheuerlichen Schluß⸗ 
folgerungen des Vorredners Verwahrung eingelegt, vertagt das Haus 
(44 Uhr) die weitere Berathung bis Sonnabend 1 Uhr. (Tagesordnung: 
Fortſetzung der heutigen Tagesordnung und Anſiedelungsgeſetz.) 

63. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 24. Mai. 

11 Uhr. Am Miniftertiihe Falk, Friedenthal, Geh. Räthe Rüdorff, 
Herrfurth u. RA. a 

Das Haus tritt in die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Verlegung des Etatsjabres und die Feſtſtellung des Staats⸗ 
baus haltsetats für das Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 1877. 

Der Etat wird nach dem Antrage des Abg. Windthorſt (Bielefeld) 
en bloe genehmigt. 

Zu dem Geſetzentwurf ſelbſt beantragt Abg. Dr. Wehrenpfennig fol⸗ 
genden Zuſatz: „Den communalen und allen ſonſtigen nicht jlaatlihen Ver⸗ 
waltungen bleibt überlaſſen, auch für ihren Hausbalt das veränverte Etats⸗ 
jahr anzunehmen und die gegenwärtig für die Aufſtellung ihres Etats ſowie 
ür die Rechnungslegung 5 Termine entſprechend abzuändern. 
abe 1 entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen werden hierdurch auf⸗ 
gehoben“. 

Das Haus tritt dieſem Antrage ohne Debatte bei und genehmigt dem⸗ 
nächſt den ſo modificirten Geſetzentwurf. 7 

Es folgt die dritte Berathung die Geſetzentwurfs, betreffend die Be⸗ 
ſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen. y 

In der Generaldiscuſſion betont Abg. Kalle, daß er eine Amendirung 
der Vorlage dahin gewünſcht hätte, daß überall das Wort „Ankauf“ durch 
das Wort „Verkauf“ erſetzt würde, da nicht der Ankauf ſondern der Verkauf 
beſteuert werde. In Anbetracht, daß dieſe Materie bald von der Reichs⸗ 

eſetzgebung geregelt werden würde, habe er jedoch von der Stellung be⸗ 
Kimmter Anträge We 8 1 =; 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) hält dieſe Frage für keineswegs unwichtig 
und bittet, daß die Regierung Stellung zu derſelben nehme. 

Der Regierungscommiſſar erklärt, daß die Terminologie der Vor⸗ 
lage mit der projectirten Reichsgeſetzgebung vollſtändig übereinſtimme. 

In der Specialberathung werden ſämmtliche Paragraphen nach den Ber 
ſchlüͤſſen der zweiten Leſung genehmigt und darauf der Geſetzentwurf im 
Ganzen definitiv angenommen. 

Nächſter Gegenſtand ift die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Umzugskoſten der Staatsbeamten. 7 

Abg. Witte beklagt es, daß, abgeſehen von den vom Abg. Löwenſtein 
bereits in der zweiten Leſung kritiſuten zopfigen Unterſchieden zwiſchen den 
verſchiedenen Rangklaſſen, welche auch für die Bemeſſung der Umzugskosten 
maßgebend ſeien, ein noch viel größerer Unterſchied — er betrage netto 100 
Procent — zwiſchen den der fünften Rangklaſſe angehörigen Beamten und 
den keiner Rangllaſſe i in Bezug auf die zu gewährenden Um⸗ 
ugskoſten conſtituirt ſei. Zu der letzteren Kategorie gehören Geiftliche, Ober⸗ 
örſter, Kreisbaumeiſter, Lehrer an Univerſitäten und 1 Unterrichts 
Anſtalten, welche in ſocialer Hinſicht auf derſelben Stufe ſtäuden wie die der 
fünften Rangklaſſe angebörigen Kreisrigter. Es ſei doch endlich an der Zeit, 
die wiſſenſchaſtlicen Männer aller Facultäten gleich zu behanveln. 

Geh. Rath Rüdorff erklart, daß praltiſch nicht nach den Rangklaſſen 
entſchieden würde, ſondern lediglich nach der amtlichen Stellung der Be⸗ 


treffenden. - 

155 Windthorſt (Bielefeld) erkennt den Vorwurf des Abg. Witte als 
berechligt an, doch hätte er nicht gewünſcht, daß bei der verwickelten Materie 
er von der Stellung eines Amendements abgejeben hätte. Er wünſcht, daß 

Berathung in die Bud⸗ 


lane, 0 die A1 ber Berögerung der § 1 zur 
commiſſion zurückgewieſen . 
f Abg. Wehrenolenuig will entweder dem Antrage Windthorſt beitre⸗ 
8 Geſetz überhaupt ſtimmen, denn eine rationellere Gliede⸗ 
rung, als unter den Beamten in dieſem Geſetze geſchaffen werde, habe ſelbſt 
das Mandarineuthum in China nicht. 
Geh. Rath Rüdorff hegt die Befürchtung, daß bei dem großen Um⸗ 


ten oder gegen 


WITT —— —————— > 


„Ochſen“ 


fange des Materials das Geſetz entweder gar nicht zu Stande komme oder 
unverändert an das Haus zurückgelange. 

Gleiche Beſorgniſſe hat Abg. Schröder (Königsberg). 

Abg. Löwenſtein kann dieſe Befürchtungen nicht theilen, er erkennt die 
Berechtigung der Witte ſchen Einwände an und will lieber gar kein als ein 
ungerechtes Geſetz machen. Die Schuld deswegen treffe nicht ſo ſehr die 
Commiſſion, ſondern die Intereſſenten, welche auf dergleichen Mängel die 
Commiſſion nicht aufmerkſam gemacht hätten. 


bar anerkennen, daß fie die Grundprinziplen derſelben bereits aufgenommen 
haben, daß fie nicht mit unbekannten Größen zu thun haben. 

Der Antrag Köhler wird abgelehnt; die SS 1 und 2 bleiben alſo in der 
Faſſung der zweiten Leſung befteben. 

$ 4 wird nach dem Antrage Zelle in folgender Faſſung angenommen: 
„Wer durch ein Zeugniß der Gerichtsbehörde die erfolgte vorſchriftsmäßige 
Vorbereitung während des mindeſtens zweijährigen Dienſtes bei den Gerichts⸗ 
Behörden nachweiſt, wird von dem Regierungspräſidenten (Landdroſten, Praͤ⸗ 


Abg. Schmidt (Stettin) weiſt darauf hin, daß die von dem Abg. Witte] ſidenten der Finanz⸗Direction in Hannover), in deſſen Bezirk er beſchäftigt 


getadellen Anomalien durch die aelipgefebgebung in Elſaß⸗Lothringen im 
Sinne der Gerechtigkeit und Billigkeit geregelt ſeien. 


Regierungs⸗Referendarius ernannt.“ 


werden will, zum 
Der Regierungs⸗Referendarius iſt bei dem Vorſtande einer 


5 lautet: 


Geh. Rath Rüdorff behauptet, daß dieſer Geſetzentwurf vollſtändig mit] Stadtgemeinde, bei einem Landrathe, bei einem Bezirksverwaltungs⸗Gerichte 


der in dieſer Beziebung zuletzt getroffenen kaiſerlichen Verordnung für die] und bei einer 


Reichslande harmonire. 

Abg. Schmidt (Stettin) muß bei ſeiner Meinung ſtehen bleiben, be⸗ 
dauert nur, das cle Beweismaterial nicht zur Hand zu haben. 

Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen und der deleted l nament⸗ 
lich § 1 nach dem Antrage des Abg. Windthorſt (Bielefeld) zur näheren 
Prüfung an die Budgetcommiſſion überwieſen. 

Es folgt die drilte Wee des Geſetzentwurf, betreffend die Be⸗ 
fähtgung für den höheren Verwaltungsdienſt. : 

In der Generaldiscuſſien erklärt Abg. v. Manteuffel, daß er die An⸗ 
ſprüche, die das Geſetz an die betreffenden Beamten ſtellt, zu hoch geſchraubt 
ſeien. Dieſer Umſtand müſſe einen Mangel an geeigneten Kräften herbei⸗ 
führen, namentlich da durch das Disciplinargeſetz dieſen Beamten, nachdem 
ſie ſich den langwierigen Vorbereitungen unterzogen und endlich definitiv 
angeſtellt ſeien, jeden Augenblick zur Disposition geſtellt werden könnten. 
Dies geſchehe ja jetzt ſehr häufig in Folge des Culturkampfes bei der ſoge⸗ 
nannten „Purificirung“ des Beamtenſtandes in den weſtlichen Provinzen. 

bg. v. Gerlach: Ich kann dem Vorredner in ſeinen Ausführungen 

nur beitreten. Ich habe 30 Jahre die Examina geleitet und weiß daher, 
welche Garantie das Examen für die Praxis giebt. Ich halte das Princip, 
welches bis zum Jahre 1819 1 worden iſt, für das einzig richtige, daß 
nämlich das ganze Examen⸗ und Anſtellungsweſen in unbeſchränkter Meile 
in den Händen der Regierung bleibt und ſie nicht durch die mechaniſche Regel 
eines abſolvirten Examens eingeengt wird, dadurch wird nur ihre Verant⸗ 
wortlichkeit in bohem Grade vermindert. Für die höheren Aemter und die 
Armee beſteht ja dies Princip auch noch als allgemein anerkannt, man ver⸗ 
langte nicht, daß Fürſt Bismarck ein Examen machte, und der alte Blücher 
wäre in jedem denkbaren militäriſchen Examen durchgefallen, auch wenn man 
es eigens für ihn eingerichtet hätte. (Heiterkeit) Es giebt jetzt ein ſehr 
blübendes Gewerbe, das man „Einpauken“ nennt (Heiterkeit), welches ſich 
beſtrebt, jeden Menſchen durch das Examen zu bringen, und dies verleitet 
die jungen Leute, mehr an ihr Examen, als an ihre ſolide und lebendige 
anne zu denken, und das Studiren verwandelt ſich in das ſogenannte 
‚(Heiterkeit). Die Einpauker gehen fo weit, daß fie ſich bekannt 

machen mit dem Charakter der Examinatoren, mit ihren Lieblingsmeinungen, 
den Gegenſtänden, in denen ſie ſich am meiſten zu Hauſe wiſſen, und auf 
dieſe Weiſe wird das Examen gewiſſermaßen nullifieirt. Im günftigiten 
Falle geht aus dieſem Einpauken eine gewiſſe Fertigkeit hervor, und dieſe 
erade im Gegenſatz zu ſoliden Kenntniſſen und einem ſoliden Charakter. 

zn England weiß man überhaupt von keinem Examen als Bedingung zu 

einem Amte, und ich möchte Sie doch darauf hinweiſen, wer examinitt denn 
unſere Wähler und wer examinirt ung, die wir doch Alles verſtehen ſollen, 
bon der orientaliihen Politik bis herab zu den Reiſekoſten der Beamten. 


- (Heiterfeit.) Der Abg. Richter ſah neulich die Garantie für die Befähigung 


der höheren Beemten in der öffentlichen Meinung; gehen Sie doch dieſem 
Gedanken in feinen Conſequenzen nach, nähern wir uns doch in unſereu 


3 Anſtellungsprincipien dem, daß das öffentliche Urtheil beahuftigt wird, um 


die wahre Qualification feſtzuſtellen. Legen Sie nicht zu viel Werth auf die 

gemachten Examina als äußere Formalität, ſondern ſchlagen Sie einen 

ne ein und überlaſſen Sie die Anſtellung dem freieſten Ermeſſen der 
egierung. 

Die Generaldebatte wird hiermit geſchloſſen. 

Die SS 1 und 2 lauten: 

8 1. Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt iſt ein mindeſtens dreijähriges Studium der Rechte und der Staats⸗ 
n auf einer Univerſität und die Ablegung zweier Prüfungen er⸗ 
orderlich. 

§ 2. Die erſte Prüfung iſt die erſte juriſtiſche, für deren Ablegung die 88 1 
bis 5 und 14 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 maßgebend ſind. Die zweite 

rüfung — große Staatsprüfung — iſt bei der „Prüfungs⸗Commiſſion für 

öbere Rerwaltungsbeamte” abzulegen. 
Abg. Köhler (Göttingen) beantragt, an Stelle der SS 1 und 2 zu ſetzen: 
. Sur Erlangung der nam für den böberen Verwaltungs dienſt 
it die Ablegung der erſten Prüfung für den höheren Juſtizdienſt und einer 
zweiten Prüſung nach $ 3 bis 7 dieſes Geſetzes erforderlich. 

Der Antragſteller 1 ſeinen Antrag, der die Verpflichtung zum 
Studium der Staatswiſſenſchaften beſeitigt, als Conſequenz der bei der zweiten 
rg gefaßten Beſchlüſſe. 

Abg. Naſſe erkennt dieſe Conſequenz nicht an. Wer Verwaltungsbeamter 
werden wolle, habe das zweite Examen in Bezug auf Finanz- und Wirth⸗ 
ſchaftspolitik abjulegen, was nicht ohne eine gründliche Kenntuiß auf dieſen 
Gebieten, alſo ohne ein vorangegangenes gründliches Studium dieſer Ma⸗ 
terien möglich ſei. Wolle man ein ſpäteres beſonderes kameraliſtiſches Ecamen 
von den Candidaten fordern, ſo ſei zu fürchten, daß die ſogenannten Preß⸗ 
anſtalten floriren würden. 

Der Regierungscommiſſar ſchließt ſich den Ausführungen des Vor⸗ 
redners an. Der Nutzen des Geſetzes für die Verwaltung würde durch An⸗ 
nahme des Antrages ſehr problematiſch werden. 


Abg. v. Bonin bittet, es bei den Beſchlüͤſſen der zweiten Leſung zu be⸗ 


laſſen. Für einen tüchtigen Verwaltungsbeamten ſei ein ernſtes Studium 
der Staatswiſſenſchaften don der böchſten Bedeutung und deshalb eine darauf 
bezügliche Beſtimmung in § 1 unerläßlich. Der Antrag Köhler ſei geeignet, 
den ſchon beſtehenden Mangel an tüchtig vorbereiteten Verwaltungsbeamten 
noch fühlbarer zu machen. 5 j 

Abg. Köhler ſtellt dieſen Einwürfen das Bedenken entgegen, daß die 
Studenten ſich im Falle der Verwerfung ſeines Antrages ſchon auf der 
Univerſität entſcheiden müßten, ob fie ſich dem juriſtiſchen oder dem Ver⸗ 
waltungsdienſte widmen wollten. Es ſei aber zu wünſchen, daß fie bis nach 
dem erſten Examen die freie Wahl zwichen beiden Carrieren haben. 

Geg. Rath Herrfurth beſtreitet, daß bei Ausfrechterhaltung der Be⸗ 
chlüſſe zweiter Leſung die Studirenden ſchon auf der Univerſität ſich ent⸗ 
cheiden müßten, welcher Carriere fie ſich widmen wollen. Ueberdies ſchade 


es auch den Studirenden der Jurisprudenz nicht, wenn fie Staatswiſſen⸗ 


ſchaften ſtudiren und einen Theil der Zeit, die fie fonft vergeuden, auf dieſe 
Weiſe nützlich verwenden. 15 
Abg. Windthorſt (Bielefeld) erkennt zwar den Antrag Köhler als eine 


Conſequenz der Beſchlüſſe zweiter Leſung an, will aber die bisherige Faſſung 


er en einen beſonderen Accent auf das Studium der Staats: 
wiſſenſchaften zu legen. 8 0 

abe Windthorſt (Meppen) ſtimmt dem Abg. Köhler bei, beſonders da 
ſchon in dem Geſetz von 1869 über die juriſtiſchen Prüfungen ftehe, daß der 
Candidat die Grundlagen der Staattzwiſſenſchaft ſtudirt haben müſſe. 


Abg. Lauenſtein bittet gleichfalls, an den Beſchlüſſen der zweiten 


Leſung feitzubalten, da auch für das zweite juriſtiſche Examen ſtaatswiſſen⸗ 


ſchaftliche Kenntniſſe nöthig feien und deren Aneignung ſchon auf der Uni⸗ 
berfität daher ſehr wünſchenswerth ſei. . 

Der Miniſter des Innern: Wir bekommen jetzt in den höheren 
Verwaltungsdienſt entweder ausſchließlich für vieſen Dienſt ausgebildete Leute, 
welche ſich nicht die nöthige juriſtiſche Logik angeeignet haben, oder ſtrenge 
Juriſten, welche Alles vom juriſtiſchen Standpunkt auffallen und die Admi⸗ 
niftration erſchweren, ſtatt erleichtern. Ich würde am liebften jo verfahren, 
daß ich Juriſten, welche das juriſtiſche Examen gemacht haben, auf die kurze 
Zeit eines ihnen gewährten Urlaubes probeweiſe im Verwaltungs dienſt bes 
ſchäftigte und, wenn ſie ſich bewähren, anftellte. Dem trat aber der Juſtiz⸗ 
miniſter entgegen, der erſtens fagte: ich gebe keinen Urlaub; und zweitens: 
es ist bedenklich, einen ſolchen Juriſten, wenn er ſich in der Verwaltung 
nicht bewährt hat, wieder in feine Carriere zurücktreten zu laſſen, weil einem 
ſolchen immer eine levis macula anhaften würde. — Nachdem ſomit dieſer 
Weg abgeſchnitten war, ftellte die Niang hab Erforderniß des Tentamen 
auf. Nachdem Sie dieſes geſtrichen, laſſen Sie wenigſtens in § 1 den Wink 
und die Anweiſung ſtehen, daß der Candidat auf der Univerſität ſchon mit 
den Cameralien ſich beſchäftigt, die Grundlagen derſelben kennen gelernt 
haben muß. Die Univerſität iſt ja die Lehranſtalt, wo man lernt, wie man 
lernen ſoll; alle Paſſionen des Fachſtudiums, alles Eindringen in die Wiſſen. 
ſchaft tritt erſt mit dem höheren Alter ein, ſei es, daß der Eruſt des Lebens 
an uns berannitt, jei es, daß das Gehirn ſich verdichtet. (Heiterkeit.) Ich 
komme darauf zurück; wollen die jungen Leute ſpäter nicht in die Ber 
waltung eintreten, jo wird ihnen das Belegen und Hören einiger camera ⸗ 
liſtiſcher Collegien nichts geſchadet haben; wollen fie aber Adminiſtrations⸗ 
beamte werden, wollen fie ſich dieſen Studien widmen, fo werden fie es dank⸗ 


ſlirend, welche bedeutende Nutzungen in dem fie umgebenden Bädinger Walde 


i Regierung (Landdroſtei und Finanz⸗Direction in Hannover) zu 
beſchäftigen. 

Auf Antrag des Abg. Köhler (Göttingen) wird binter dem Worte 
„Laudrathe“ eingeſchaltet: „beziehungsweiſe einem Kreis⸗ und Amtshaupt⸗ 
mann oder Oberamtmann in den Hohenzollernſchen Landen.“ 

§ 9 lautet: Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Befähigung zum 
böberen Verwaltungsdienſte finden Anwendung auf die Berufung zu den 
Stellen: 1) der Abtheilungs⸗Dirigenten und Mitglieder bei einer Regierung 
(Landdroſtei, Finanz⸗Direction in Hannover) und der den Oberpräſidenten 
und Regierungspräſidenten zugeordneten höheren Verwaltungsbeamten, mit 
Ausnahme der Juſtitiarien und techniſchen Beamten dieſer Behörden (der 
Forſte, Geiſtlichen⸗, Schul⸗, Bau⸗, Medieinalräthe); 2) derjenigen Mitglieder 
des Oberverwaltungsgerichts und der Bezirksverwaltungsgerichte, welche die 
Befähigung zu den höheren Verwaltungsämtern beſitzen müſſen; 3) der Land⸗ 
räthe, Kreis- und Amtshauptmänner und Oberamtmänner in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen. a . 

Abg. Windthorſt (Meppen): Die Unterſcheidung, nach welcher nur für 
die niederen Stellen im Verwaltungsdienſt, nicht aber auch für die böberen 
ein Examen gefordert wird, ſcheint mir hoͤchſt bedenklich zu fein. Es können 
hier nur zwei Syſteme zur Anwendung kommen. Entweder werden alle 
Verwaltungsbeamte nicht examinirt und der Miniſter nimmt jeden tüchtigen 
und brauchbaren Mann, wo er ibn findet, oder man fordert für alle eigent⸗ 
lichen Staatsämter ein Examen, indem man nur die herkömmliche Ausnahme 
für die Minifter beſtehen laßt. Daß aber deiſpielsweiſe die Präſidenten⸗ 
ſtellen frei ſind, kann ich nicht billigen und würde ich aus dieſem Grunde 
allein ſchon gegen das Geſetz ſtimmen. In Bezug auf die Landräthe halte 
ich dafür, daß dieſelben ohne ein Examen beſtätigt werden dürfen, allerdings 
nur für den Kreis, von welchem ſie gewählt werden, da gerade durch die 
Wahl und das in derſelben ausgeſpiochene Vertrauen ſchon die Befähigung 
genügend gewährleiſtet wird. Es iſt dies eine einfache Conſequenz der Ent⸗ 
wickelung unſerer Selbitverwaltung; die Forderung eines Examens könnte 
nur ein Mißtrauensvotum gegen unſere eigene Inſtitution fen. Wenn es 
zuläſſig iſt, nicht examinirte Bürgermeiſter zu haben, ſo iſt nicht einzuſeben, 
warum wir nicht auch nichtexaminirte Landräthe haben ſollen. Die Forde⸗ 
rung eines Examens ſcheint mir nur ein Riegel gegen die Großgrundbeſitzer 
zu ſein. Wenn aber die von uns angeſtrebte Organiſation beſtehen ſoll, fo 
muß gerade der große Grundbeſitz ſich der Sache annehmen. Es wird ſogar 
die Beſchränkung, daß der Landrath nur in dem Kreiſe, der ihn wählt, bes 
ftätigt werden, und daß er ohne Examen zu einem höheren Amte nicht qua⸗ 
lificirt werden kann, dabin führen, daß ſich unſere Ariſtokratie in ein em bö⸗ 
beren Maße den Studien widmet, als es bisher der Fall geweſen iſt. In⸗ 
zwiſchen aber iſt das alles von untergeordneter Bedeutung, wenn der Land⸗ 
rath nicht aufhört, dadurch, daß er jeden Augenblick zur Dispofition geſtellt 
werden kann, nur ein Inſtrument in der Hand der Regierung zu ſein, und 
nicht vielmehr in den Stand geſetzt wird, gegen die Willkür der Regierung 
die 1 feines Kreiſes entſchieden zu vertreten. ie 

eh. Rath Herrfurth: Der Bürgermeiſter ift in erſter Linie Communal⸗ 
beamter und nur mittelbar Staatsbeamter; er wird von der Stadt beſoldet, 
von den Stadtwerordneten gewählt; der Sandrath dagegen iſt unmittelbar 
Staatsbeamter, wird von der Kreisverſammlung nur vorgeſchlagen; der Ver⸗ 
gleich des Vorredners trifft alſo nicht zu. 
9 wird hierauf angenommen. . ; 
$ 10 bezeichnet die Bedingungen zur Qualification als Landrath für die⸗ 
jenigen Perſonen, die vom Kreistage zur Befetzung eines Landrathsamts im 
Geltungsbereiche der Kreisordnung von 1872 vorgeſchlagen, bez. 
in der nd Weſtfalen und der Rheinprovinz präfentist werden. 

Auf Antrag des Abg. Löwenſtein werden die geſperrt gedruckten Worte 
geſt richen und § 10 ſodann angenommen. 

Die übrigen Paragraphen der Vorlage werden ohne Debatte angenom⸗ 
men und darauf der Geſetzentwurf im Ganzen genehmigt. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentkwurfs wegen Ergänzung 
der Verordnung vom 13. Mai 1867, betreffend die Ablöjung der Servi⸗ 
tuten, die Theilung der Gemeinheiten und die Zuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen. 

Referent Abg. Albrecht betont zu Art. 1, welcher den Modus regelt, 
den Werth von Holzſortimenten zu beſtimmen, daß die von der Commiflion 
beſchloſſenen Abänderungen Conſequenzen ſeien aus den vom Hauſe in der 
zweiten Leſung des Reallaſtengeſetzes gefaßten Beſchlüſſen. £ 

Abg. Schäffer erwähnt, daß im Kreiſe Gelnhauſen 25 Gemeinden eri: 


haben. Nur dadurch ſei ihre Eriſtenz in unfruchtbarem und rauhem Klima 


ins beſon d ämmilihe Lei ür. 
ee e augen, 


auszutrelen, welcher er auf Grund eines Geſetes, eines Gewohnbeitsrechts, 
oder einer Bermaltungsoorkrif angehört. 
ierzu beantragt Abg. 

denken“ in $ 1 zu Far p 

„Ferner fchlänt Abg. b. Sybel als $ 1 folgende Faſſung vor: Wenn in 
einer Synagogengemeinde eine Anzahl Mitglieder mit der beſtehenden Form 
des Gottesdienſtes nicht einverſtanden iſt und demnach einen eigenen jüdiſchen 
Gottesdienſt ſich auf ihre Koſten einrichtet, fo können dieſe Müglieder aus 
der Gemeindekaſſe den Theil ihrer Gemeindeſteuern zurückfordern, welcher 


Warburg, die Worte: „wegen religiöſer Be⸗ 


von dem Geſammtbetrag der Gemeindeeinnahmen nach dem Etat für den 
beſtehenden Cultus der Gemeinde verwandt wird. 


Abg. Röckerath: Ich muß meine äußerſte Verwunderung darüber aus⸗ 
ſprechen, daß die Vorlage erſt ſo ſpat an das Haus gelangt iſt, daß eine 


Commiſſionsberathung unmoglich geworden ift. Im ganzen Staate exiſtirt 
eine halbe Million Juden, die ſchon durch ihre Vermögensverhältniſſe im 
Staate Preußen nicht ohne politiſche Bedeutung find. Man batte wirklich 
von einer Regierung, die ſich auf die liberale Partei ſtützt, die Vorlage früher 
erwarten können, denn fait alle Juden des Hauſes haben ſich dieſer Partei 
angeſchloſſen. Hierzu kommt die 
gründet it, daß das Judengeſetz vom Jahre 1847 höͤchſt inlolerante und ver⸗ 
altete Beſtimmungen enthält. 1 

von der Anſicht aus, daß der Austritt aus den jüdiſchen Synggogengemein⸗ 
den nur aus pecuniären Rückſichten geſchehe. Thatſfächlich trıfft dies feines 
wegs 2 es giebt eine Reihe von Synagogengemeinden, welche ſich aus rein 
21 — en Differenzen gebildet haben. 

auſſt 

fo können wir doch unmöglich dieſer Auffaſſung folgen, ſondern müſſen den 
Anſchauungen der Juden ſelbſt Rechnung tragen und da beweiſen di ver⸗ 
ſchiedenen Petitionen, daß unter dem Judenibhum viel mehr confeikonelle 
Schattirungen exiſtiren, als im Chriſtenthum. 
Judenthum von 1847 einen Zwang auf, wie es nicht ſchlimmer gedacht wer⸗ 
den kann. Eine äbnliche intolerante Beſtimmung findet ſich auch noch in der 
jetzigen Vorlage, daß namlich der Austretende nicht Theil am jüdiſchen Be⸗ 
gräbnißplage hat; in dieſem Punkte werde ich mich 
gen, die dieſem Uebelſtande abbelfen, anſchlie zen. 


Dringlichkeit der Vorlage, die darm de⸗ 
Der Hr. Abg. v. Sybel geht bei feinem Antrage 


Wenn Abg. v. Sybel die Beheuptung 
ellt, daß das Judenthum für religiöſe Differenzen feinen Raul gebe, 


Dieſen Schattirungen legt das 


den Abanderungsanträ⸗ 


Abg. Hirſch: Ich bitte Sie, das Amendement v. Sybel, nach welchem 


der bisherige Zuſtand aufrecht erhalten bleiben würde, abzulehnen und da⸗ 
durch zu erklaren, daß, wie im bürgerlichen Leben, auch in Bezug auf den 
Cultus die Juden gleiche Rechte haben ſollen, mit den übrigen Staatsbürgern. 
Wenn man in der erſten Leſung behauptet hat, daß nach Annahme der 
Vorlage ein maſſenbafter Austritt aus den Gemeinden wegen Pecuniärer 
Rückſichten ſtattfinden würde; fo darf ich Sie nur auf den religiöfen Sinn 
und die Opferwilligkeit der Juden binweiſen, um zu dem Schluſſe zu ges 
langen, daß mit dieſem Geſetz keine Gefährdung der Gemeinden eintreten 
wird. Die Sache wird ſehr einfach und friedlich verlaufen; wo große leiſtungs⸗ 
fähige Gemeinden exiſtiren, werden Abzweigungen und Bildungen von neuen 
Gemeinden entitahen. Eins wird allerdings eintreten müſſen: die Gemein⸗ 
den werden ihre Ziele kürzer ſtecken, die 
laſſen und ebenſo die Schule aufgeben müſſen; in dem letzteren Umſtande 
würde ich aber nur einen Segen erkennen. Ich kann Ihnen deshalb nur 
die Annahme des Geſetzes empfehlen. 


rmenpflege der Commune übers 


Die Anträge v. Sybel und Warburg werden abgelehnt und $ 1 ums 


verändert angenommen, ebenſo $ 2 ohne Discuſſion. 


$ 3 lautet: „Der Aufnahme der Austrittserklärung muß ein hierauf ges 


richteter Antrag vorangehen. Derſelbe iſt durch den Richter dem Vorſtande 
der betreffenden Synagogengemeinde bekannt zu machen. Die Aufnahme 
der Austritiserklärung findet nicht vor Ablauf von vier Wochen und ſpäteſtens 
innerhalb ſechs Wochen nach Emgang des Antrages: zu gerichtlichem Proto⸗ 
tolle ftatt. Abſchriſt des Protokolls iſt dem Vorſtande der Spnagogengemeinde 
zuzuſtellen. Eine Beſcheinigung des Austrüts iſt dem Ausgetretenen auf 
Verlangen zu ertheilen.“ 


Hierzu liegt der Antrag Hirſch und Genoſſen vor“ zwiſchen den Worten 


„Synagogen ⸗ Gemeinde“ und „bekannt“ die Worte: „ohne Verzug“ ein⸗ 
zuſchalten. 


Nachdem der Abg. Dr. Petri das Amendement befürwortet hat, wird 


der § 3 mit demſelben angenommen; ohne Discuſſion ferner SS 4 und 5. 


8 ſetzt die Folgen feſt, die die Ausmittserklärung in vermögensrecht⸗ 

licher Beziehung nach ſich zieht. Das letzte Alineg lautet: „Leitungen, 

welche nicht auf der perſönlichen Angebörigteit zur ST nee bes 

ecke der öffentlichen 

1 me der Religionsſchulen der Synagogen⸗ 
gemeinden, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt. 

Hierzu beantragt Abg. Brons, die Verpflichtung der Austretenden, zur 


Erfüllung der bei ihrem Austritt bereits begründeten Verbindlichkeiten dis 
zum Ablauf des fänſten Kalenderjahres beizutragen, auf die ganze Dauer der 
Verbindlichkeiten eventuell auf zehn Jahre zu erweitern. 


Abg. Hirſch beantragt: 1) den Austreten den das Recht zur Mitbenutzung 


des Begräbnibplages der Gemeinde zu geſtatten, jo lange die Verpflichtung 
zu den auf der perſönlichen Angehörigkeit zur Gemeinde beruhenden Leiſtungen 
fortdauert, d. h. bis zum Schluſſe des auf den Austritt folgenden Kalender⸗ 
jahrs. Privatanſprüche auf den Begräbnißplatz ſollen durch das Geſetz nicht 
berührt werden. 2) Folgenden Zuſatz dem Paragraphen einzufügen: „Ein⸗ 
nahmen aus Grundſtucken müſſen zunächſt zur Erfüllung der Verpflichtungen 


verwendet werden, welche aus dem Beſitze oder der Benutzung derjelben der⸗ 
rühren. Der Betrag, welchen der Ausgetretene zu leiſten hat, ſoll den Durchs 
ſchnittsbetrag der von ihm in den der Austrittserklärung vorhergegangenen 
drei Kalenderjahren geleiſteten Beiträge nicht überſteigen“. 3) An Stelle des 
letzten Alinea zu ſetzen: „Leiſtungen, welche auf einem anderen Verpflich⸗ 
tungsgrund, als auf der Angehörigkeit zur Synagogengemeinde beruhen, 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt.“ : ; 

. Dr. Petri: Der Antrag Hieih enthält zwei Gedanken: einmal will 
er auadrücklich erklären, daß die Privatanſprüche an dem Begrädnißplatz durch 
dies, Geſetz nicht berührt werden, andererſeus, daß die öffentlichen Rechte am 
Schluſſe des folgenden Kalenderjahres erlöſchen; es wird hierdurch ſowohl 
dem Recht wie der Billigkeit genügt, und ich kann Ihnen nur die Anträge 


möglich. Nun ſeien aber nach der Verordnung vom Jahre 1867 die Schätzun⸗ 
gen des Holzwerthes ganz urationell aufgeſtellt worden; nach der Berechnung 
des Redners müſſen die Umwohner bei den jetzigen hohen Holzpraiſen und 
dem Steinkohlenmangel jener Gegenden den Waldbeſitzern innerhalb 13 Jahren 
das Ablöſungscapital nebſt Zinſen zurückzahlen. Deshalb iſt die Aufregung 
und die Maſſenpetirionen jener armen Bergbewohner erklärlich. Dieſen uner⸗ 
börten Härten werde durch dieſes Geſetz einigermaßen abgeholfen, ſeine An⸗ 
nahme jei alſo dringend nöthig. 3 

Der e eee ae das Einverſtändniß der Regie⸗ 
rung mit den Beſchlüſſen der Commiſſion. 

Abg. Bähr (Raſſel) bittet ebenfalls, ſämmtliche Artikel der Vorlage on: 


zunehmen. 

Art. 1 wird darauf angenommen. . Fate 

Art. 2 definirt die „offenen und ſtändigen“ Huten als diejenigen 
einer Hutungs⸗ und Gräſerei⸗Berechtigung unterliegenden Forſiflächen, auf 
welchen ſich ein forſtmäßig danutzter Holzbeſtand nicht befindet, auch nicht 
nachgewieſen wird, daß ein folcher Holzbeſtand innerbalb 30 Jahren ſich 
darauf befunden bat. . 8 

Abg. Wehrenpfennig. beantragt im Intereſſe der Nutzungsberechtigten, 
ftatt der Worte „auf welchen ſich ein forſtmaßig benutzter Holzbeſtand nicht 
befindet, auch nicht nachgewieſen wird, daß ein ſolcher Holzbeſtand“ zc. zu 
ve „soweit nicht nachgewieſen wird, daß ein forſtmäßig benutzter Holz: 

eſtand“ ꝛc.“ at 

Trotz des Widerſpruchs des Regierungs⸗Commiſſars, der die in der 
vorgeſchlagenen Faſſung gegebene Möglichkeit einer allzu günstigen Interpre⸗ 
tation der Beſtimmung im Sinne der Nutzungsberechtigten für unzuläſſig er⸗ 
klärt, wird das Amendement Wehnenpfennig angenommen. 

Zu Art. 4 erklärt Abg. Wehrenpfennig, daß er dieſes Geſetz acceptire 
als ein Compromiß, nicht aber als eine vollſtändige Befriedigung der berech⸗ 
tigten Forderungen der Intereſſenten. Er erkläre das, damit aus dem Still: 
ſchweigen der Abgeordneten für Heſſen an anderer Stelle nicht die Folge⸗ 
rung gezogen werde, alle ihre Forderungen ſeien beſtiedigt. Werde dieſes 
Compromiß noch abgeſchwächt, ſo müßten ſie auf die urſprünglichen weiter 
gehenden Forderungen zurückgehen, denn es handele ſich hier um die weni⸗ 
gen 9 1 des einſtigen alleinigen Eigenthumsrechttz der Gemeinden an 
den Wäldern. 5 Y 

Miniſter Dr. Friedenthal wird erft nach dem Eingang der eingeſorder⸗ 
ten beſchleunigten Berichte der Behörden in Heſſen in der Lage fein, die defi⸗ 
nitive Stellung der Regierung zu den Commiſſionsbeſchlüſſen zu präciſiren. 

Abg. Schellwitz beftätigt, daß der vom Abg. Wehrenpfen nig gelenn: 
zeichnete Standpunkt von den heſſiſchen Abgeordneten auch in der Commiſſion 
eingenommen ſei. 0 R 

Abg. Schöffer beklagt, daß die Beamten in Heſſen die Bevölkerung 
kurz vor der Vorlegung des Geſetzes 8 ihrem Schaden zu beſtimmen geſucht 
haben, die Ablöſung nach dem alten Geſetze vorzunehmen. Er bitte im In: 
iereſſe der Berechtigten um baldige Publikation dieſes Geſetzes. 

rtikel 4, wie alle übrigen der Vorlage, werden unverändert an⸗ 
genommen. } 

In zweiter Berathung wird ſodann ohne Discuſſion der von den Abgg 
Cramer und Ewelt beantragte Geſetzentwurf, betreffend die Mobiliar⸗ 
verſicherung in dem früheren Fürſtenthum Hohenzollern⸗Sigma⸗ 
0 angenommen. F j 

ächiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Speeialberathung des 
Geſetzentwurfs, betreffend den Austritt aus den jüdiſchen Syna⸗ 
gogengemeinden. 0 

Im $ 1 wird beſtimmt: „Es iſt jedem Juden geſtattet, ohne Austritt 
aus der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft (dem Judenthume), wegen reli⸗ 
giöſer Bedenken aus derjenigen jüdiſchen Synagogengemeinde (üdiſchen 
Cultusgemeinde, religiöſen jüdiſchen Gemeinde, iſraelitiſchen Religionsgemeinde) 


empfeblen. a 
Abg. Windthorſt (Meppen): Ich muß mich im Weſentlichen für die 


Vorlage der Regierung ausſprechen, weil ſie geſchickt durchgeführt iſt. Beſon⸗ 
ders muß ich darauf binweiſen, daß nach meiner Auffaſſung ein Austretender 


mit dem Tag feines Austritts das Recht an dem Begräbnißplaz, das er 
bisher als Gemeindemitglied hatte, aufgeben muß; dies iſt einfach eine 


peincipielle Conſequenz. 


Abg. Brons motivirt feinen Antrag mit dem Hinweis darauf, daß durch 


den Austritt Vieler die Gemeinde ihre Leiſtungsſähigkeit verlieren könne 
und dadurch verhindert werde, ihren Verpflichtungen Dritten gegenüber 
nachzukommen. Eine große 


Anzahl Petitionen ſpreche zu Gunſten ſeines 
Antrages. 


.$ wird mit dem Amendement Hirſch angenommen; ebenſo ohne 
Discuſſion § 7. i i 

Abg. Hirſch beantragt, einen neuen $ 7a eimuſchalten in folgender 
Faſſung: „Vereinigen ſich die Ausgetretenen behufs dauernder Einrichtung 
eınes beſonderen Gottesdienſtes, jo können denſelben durch königliche Verord⸗ 
nung die Rechte einer Synagogengemeinde beigelegt werden. 

Nachdem der Antrag vom Abg. Dr. Petri befürwortet worden, wird 
derſelde angenommen. Die $$ 8 —10 werden ohne Discuſſtion genehmigt. - 

Schließlich referirt der Berichterſtatter Abg. Lehfeld Namens der Peti⸗ 
tionscommiſſion über eine Reihe von Petitionen, welche ſich für die Auf⸗ 
hebung des Judengeſetzes vom Jabre 1847 aussprechen. Et bittet, dieſelben 
durch die Annahme des Geſetentwurfs für erledigt zu erllären. 

Das Haus tritt dem Antrage bei. , A 

Hiermit vertagt ſich das Haus um 4% Uhr bis Freitag 10 Uhr. Der 
Praſident ſchlägt als Tagesordnung neben einigen kleineren Geſetzen die 
dritte Leſung des Competenzgeſezes und die Specialberathung des Antrages 
Lasker über die Beſezung des Oberverwaltungsgerichts, ſo wie die zweite 
Leſung der Städteordnung vor. 

Abg. Windthorſt (Meppen) beantragt die Abſetzung der Städteordnung 
von der nächſten Tagesordnung, da das beſchleunigte Tempo der Berathung, 
was jetzt bei wichtigen Geſetzen, wie bei dem Competenzgeſetz, beliebt werde, 
ſowie die Geſchaftslage des Herrenhauſes es rathſam erſcheinen ließen, von 
der Durchberathung in der gegenwärtigen Seſſion gänzlich abzujeben. 

Abg. Miquel halt das Geſetz für ſehr reif zur Discuſſton und glaubt, 
daß ſo viele ſachverſtandige Mitglieder im Hauſe find, daß die Berathun 
keine Schwierigkeiten machen werde. Hierzu komme das lebbafte Bedürfni 
der Städte, endlich der Wohltbaten der Veiwaltungsreform tbeilbaftig e 
werden. Es ſei ſehr wohl möglich, daß auch das Herrenhaus das Geſetz 
noch in dieſer Seffton durchberathe, jedenfalls müſſe das Abgeordnetenhaus 
ſeine Schuldigkeit thun. a 

Abg. Richter (Hagen) iſt von dem Wiederſpruch Windtborſt's Aberraſcht, 
da die Ultramontanen in der Commiſſion und den kbeiniſchen Magiſtraten 
die entgegengeſetzte Anſicht vertreten haden. Der Redner beantragt, die 
Städteordnung vor dem e zu berathen. N 

Abg. Röckerath betont, daß Windthorſt nicht im Namen der Partei ges 
ſprochen, ſondern feine private Anſicht kundgegeben babe. 


2 OT 


Abg. Lasker will nicht die Geſchäftslage des andern Hauſes zum Gegen: 
Hand der Debatte machen. Im gemein en ſchließt ſich Redner den Aus: 
führungen Miquel's an, wünſcht aber im ſachlichen Intereſſe die Abſezung 

Competenzgeſetzes von der nächſten Sitzung. 5 

Abg. Widthorft (Meppen) erklärt, daß er nur die Abſicht habe, die 
S dbie-Drdmung vor der Gefahr einer ähnlichen Behandlung, wie die des 

mpetenzgeſetzes, zu ſchützen. 

2 Ben 267 nimmt das Haus gegen den Vorwurf der 

Uebereilung bezüglich der Berathung des Competenzgeſetzes in Schutz, indem 
er darauf binweiſt, daß das Hauptgewicht dieſes Geſetzes in die Commiſſion 
gelegt worden ſei. In der Vorausſetzung, daß das Haus geneigt ſein werde, 
erforderlichen Falles die Berathungen der Städte⸗Ordnung zu unterbrechen, 
um die dritte Beratbung des Competenzgeſetzes vorzunehmen, ſei er damit 
einverſtanden, die letztere von der nachſten Tagesordnung abzuſetzen. 
Abg. Miquel ſtimmt dieſer Anordnung des Präſidenten bei. 
Schließlich wird die dritte Berathung des Competenzgeſetzes und der An⸗ 
trag Lasker von der näditen Tagesordnung abgeſetzt, dagegen die zweite 
Leſung der Städteordnung feſtgehalten. 

Berlin, 24. Mai. [Umslihes.] Se. Majeftät der König bat dem 
Polizel⸗Director von Strauß und Torny zu Wiesbaden und dem Pro⸗ 
vinzial⸗Steuer⸗Secretär, Rechnungs⸗Rath Brüning zu Münſter, den Rolhen 
Adler Orden vierter Klaſſe; dem Ober und Corps⸗Auditeur des VI. Armee⸗ 
Corps Gebeimen Juſtiz⸗Rath Scheller, den Königlichen Kronen⸗Orden 
zweiter Klaſſe; dem Amtsvogt Mejer zu Baſſum im Amſe Freudenberg 
den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem Schullehrer Grzyb⸗ 
towsti zu Goſtyezin im Kreiſe Adelnau, dem Kuſter und Schullehrer 
Tychſen zu Enge im Kreife Tondern und dem Pulberarbeiter Franz Wirth 
zu Gogarten im Kreiſe Wipperfürth das Allgemeine Ehrenzeichen verlieben. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König bat im Namen des Deutſchen Reiches 
den Kaufmann H. Schlubach in Valparaiſo zum Generalconſul des Deutſchen 


Reiches ernannt. 

Se. Majeftät der König bat dem Bau Inſpector Chriſtian Friedrich 
Lünzner zu Heiligenſtadt den Cbarakter als Baurath verliehen. 

Dem Herrn John M. Wilſon iſt Namens des Deutſchen Reichs das 
Exequatur als Conjul der Vereinigten Staaten von Amerika mit dem Sitze 


b theilt worden. 
* Late eden zufolge iſt die über den Hafen von Jacmel auf Hayti 
verhängte Blokade am 16. April wieder aufgehoben worden. 

[Bekanntmachung.] betreffend den Umtauſch beſchädigter oder uns 
brauchbar gewordener Reichskaſſenſcheine. In Folge boͤberer Anordnung 
wird bierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß zur Förderung des 
Umtauſches beſchädigter oder unbrauchbar gewordener Reichskaſſenſcheine gegen 
neue vom Bundesrath die nachfolgenden Beſtimmungen getroffen ſind: 
1) Sammiliche Reichs⸗ und Landeskaſſen haben die ihnen bei Zahlungen an: 
gebotenen beſchädigten oder unbrauchbar gewordenen leinſchließlich der ges 
klebten und der beſchmutzten) Reichskaſſenſcheine, deren Umtauſchfä higkeit 
($ 6, Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, 
vom 30. April 1874, Reichsgeſetzblatt Seite 40) zweifellos iſt, anzunehmen, 
aber nicht wieder auszugeben. 2) Solche Reichskaſſenſcheine find außer von 
der Reicks⸗Hauptkaſſe auch von den Kaiſerlichen Ober⸗Poſtkaſſen, der König⸗ 
lich preußiſchen General⸗Staatskaſſe, den königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
beziehungsweiſe Bezirks⸗Hauptkaſſen und von den Landes⸗Centralkaſſen der 
übrigen Bundesſtaaten gegen umlaufsfähige Reichskaſſenſcheine oder baares 
Geld umzutauſchen. 

Berlin, 24. Mai. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
beſichtigten von heute früh 9 Uhr ab die 2. Garde⸗Infanterie⸗Brigade 
auf dem Tempelhofer Felde und nahmen ſpäter die Vorträge des 
Kriegs⸗Miniſters, Generals der Infanterie von Kameke, und des Chefs 
des Civil⸗Cabinets, Geheimen Cabinets⸗- Raths von Wilmonskt, ent⸗ 
gegen. Später empfingen Se. Majeftät eine Deputation aus Prinzen: 
thal bei Bromberg, beſtehend aus dem Ortsſchulzen Scheu und dem 
Schulvorſteher Hintz. (R.⸗A.) 

[Wilhelm Müller +.] Der Prediger an der Jeruſalemskirche 
Wilhelm Müller iſt Dinstag Nachmittag 3 Uhr, nach dreitägiger Krank⸗ 
heit an der Lungenentzündung geſtorben. In der vorigen Legislatur⸗ 
periode von 1870 —73 war Prediger W. Müller bekanntlich von dem 
zweiten Berliner Wahlbezirke gewählt als Mitglied des Abgeordneten⸗ 
hauſes, in welchem er der Fortſchrittspartei angehörte. Die Richtung 
des Verſtorbenen iſt durch ſeine Stellung und ſein Auftreten im Prote⸗ 
ſtantenvereine bezeichnet und bekannt. (Der Prediger Müller, 1819 
in Berlin geboren, hat an ber hieſigen Univerfität von 1838 bis 1841 
ſtudirt. Als Prediger an der Jeruſalems⸗Kirche war er Amtsnach⸗ 
folger des Prediger Bräunig) 

Poſen, 24. Mai Fan Jubiläum.] Zu dem Empfange, welcher 
geſtern Abends bei der Frau Generalin v. Kirchbach ſtattfand halten 25 
zahlreiche Perſonen, Herren und Damen eingefunden, welche entweder ihre 
Gluüdwünſche noch nicht dargebracht oder bereits Vormittags bei dem Herrn Gene⸗ 
ral erſchienen waren. An den Empfang ſchloß ſich ein Tanz. — Heute 
Nachmittags fand bei dem General von Kirchbach ein offizielles Diner ſtatt, 
zu dem ſaͤmmtliche Spitzen der Militär⸗ und Civilbehörden Einladungen er⸗ 
balten hatten. Der Jubilar brachte unter Anderem einen Toaſt auf das 
5. Armecorps aus. a (Poſ. Ztg.) 

München, 24. Mal. [Die 6. Abtheilung der Abgeord⸗ 
netentammer] hat heute die Abgeordnetenwahlen in Sulzbach, wo 
Schloͤr und Peöjl gewählt waren, mit den Stimmen der Ultramon⸗ 
tanen gegen die der Liberalen für ungiltig erklärt. 

Deſterreich. 

Wien, 24. Mal. [Nachrichten aud dem Orient.] Der 
„Politiſchen Correſpondenz“ werden aus Konſtantinopel die weſent⸗ 
lichten Punkte des von den Softas aufgeſtellten polttiſchen Programms 
mitgetheilt. Danach verlangen die Softas, daß der Sultan 5 Mil⸗ 
lionen Pfund Sterling an den Staatsſchatz abgebe und die Eivillifte 
auf 1 Million Pfund Sterling reduckre, ferner, daß derſelbe den 
Chalifentitel ablege. Außerdem ſoll ein Nationalrath eingeſetzt werden 
und der Poſten des Finanzminiſters einem Europäer anvertraut wer⸗ 
den. — Demſelben Organ wird aus Bukareſt gemeldet, daß das 
rumäniſche Miniſterium aus Anlaß des zehnten Jahrestages der Thron⸗ 
beſteigung des Fürften Carl die Aufhebung der Frohnarbeit bei dem 
Straßenbau beantragt habe. 

Wien, 25. Mai. [Der Chef des Generalſtabes, Feldzeug⸗ 
bc, John,] iſt heute Vormittag 10 Uhr im Palais des Kriegs⸗ 
minifteriums tödtlich vom Schlage getroffen worden. N 
Dele gatı mn Mai, Abds. [In der heutigen Sitzung der Reichsraths⸗ 
legenbeiten an] zam das Budget des Ministeriums der auswärtigen Ange» 
vaß die Regler Veratbung. Ber Referent Schaub ſprach die Hoffnung aus, 
werde. Der Ding die im vorigen Jahre gebilligten Geſicktöpunkte feſthalten 

öglich, bei den älter des Auswärtigen, Graf Anpraſſp, erllärte, es ſei un: 

3 noch ſchwebenden orientaliſchen Angelegenheiten Auftlärun⸗ 

en zu ‚geben; es würde unſtatthaft fein, daß das Parla⸗ 

e beſtimmte Directive für das Vorgehen des Miniſte⸗ 

eingehende Discuſſton Dieles Droge würde dem fach: 
Mräglic ſein. Die Ziele des Mi 


Mächten und giebt der Hoffnung Ausdruck, 


Erklärungen über die vorb 
Ausweis über den in ſeiner Verwahrung re Antheil 


dem Grafen Andraſſy 
ebenfalls 
bier eingetroffen und werden der engliſche und der deutſche Botſchafter 
hier erwartet. N 


Provinzial-Zeitung. 

„Breslau, 26. Mai. [Apotbeke.] Dem Apotbeker Guſtav Roth 
zu Wüſte⸗Giersdorf, Kreis Waldenburg, iſt die Conceſſion zur Anlage einer 
neuen Apotheke in der Oder⸗Vorſtadt bierſelbſt verliehen worden. 

Angekommen: Se. Excellenz v. Daniloff, kaiſ. ruſſ. wirkl. Staats: 
rath nebſt Frau, aus Peters burg (Frdbl.) 

Z. Neumarkt, 24. Mai. [Tageschronik.] Im Referat Nr. 237 der 
„Bresl. Ztg.“ muß es heißen: „Zum 50jäbrigen Dienſtjubilaum des Herrn 
Generals von Kirchbach“ und „Bruno Reche ſtatt Rache.“ Zu erwähnen iſt 
noch, daß gelegentlich vorgedachter Jubelfeier der hieſige Militär⸗Verein den 
Herrn General zum Ehrenmitgliede ernannt und ihm ein vom Vorſtande 
unterzeichnetes, ſehr ſauber ausgeführtes Diplom zugeſandt hat. — Mit dem 
übrigen alten Pflaſter der umzupflaſternden Breslauer Straße wird die durch 
das Dorf Wültſchkau führende Chauſſee gepflaſtert. — Heute früh bielt Herr 
Gerichtsraty Ritter hierſelbſt im Saale des Hotels zum „Hohen Hauſe“ einen 
Vortrag über die Rechte und Pflichten des Waiſenraths. 

d. Landeshut, 23. Mai. Heut bat der Königliche General⸗Superinten⸗ 
dent der Provinz Schleſien, Herr Dr. Erdmann, Landeshut wieder verlaſſen 
und iſt nach Erdmannsdorf gereiſt. Geſtern Abend fand hier noch ein ſolennes 
Abendbrot ſtatt. 

A Schweidnitz, 24. Mai. [Gymnaſiallebrer Pietſch 5.] Am 
vorgeſtrigen Tage ſiarb nach längeren Leiden der Gymnaſiallehrer Piet ſſch. 
Derſelbe war ein Zögling des der en Gymnaſiums geweſen, das er im 
Jahre 1867 mit dem Zeugniß der Reife verlaſſen hatte, um ſich dem Studium 
der Philologie zuzuwenden. Nachdem er ſeine Studien auf der Uniberfität 
vollendet hatte, fungirte er mehrere Jahre als Hauslehrer bei dem Fürſten 
von Pleß. Als er dieſe Stelle aufgegeben hatte, beſtand er ſeine Prüfung 
pro facultate docendi vor der Königl. wiſſenſchaftlichen Prüfungs Com: 
miſſion zu Breslau und abſolvirte an dem hieſigen Gymnaſium das vorge⸗ 
ſchriebene Probejahr, indem er zugleich interimiſtiſch eine vacant gewordene 
Lehrerſtelle verwaltete. Nach Beendigung des Probejahres erkrankte er in 
den Osterferien und konnte nicht mit dem Beginn des neuen Schuljahres die 
Stelle eines Collaborators in Oels antreten, die ihm Seitens des Provin⸗ 
ial⸗Schul⸗Collegiums übertragen worden war. Die Anſtalt, der er als 

ehrer zugewieſen war, verliert ſomit einen treuen Mitarbeiter, ſeine Eltern 
einen geliebten Sohn, die Stütze ihres Alters. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.-Bureau.) 

Paris, 25. Mai. Das „Journal officiel“ veröffentlicht die Ernen⸗ 
nungen von 4 Präfecten, ſowie von einer großen Zahl von Unterprä⸗ 
fecten und Generalſecretären. 

Paris, 25. Mai. Der von Pontarlier nach Dijon fahrende Eiſen⸗ 
bahnzug iſt geſtern bei Chatelay entgleiſt. Bei dem Unfalle ſind 7 
Perſonen verletzt worden. 

Verſailles, 24. Mai. In der heutigen Sitzung des Senats 
beantwortete der Juſtizminiſter Dufaure die Interpellation des Se⸗ 
nators Paris über den Art. 8 des Verfaſſungsgeſetzes, betreffend die 
Reviſion der Verfaſſung und die Auslegung deſſelben in dem Circular 
des verſtorbenen Miniſters Ricard. Dufaure erklärte, daß das Circular 
des verſtorbenen Miniſters Ricard correct geweſen ſei und conſtatirte 
ſodann, daß zwei Anſichten über die Auslegung des Art. 8 exiſtirten, 
über die allein die beiden Kammern des Jahres 1880 entſcheiden 
könnten. Im gegenwärtigen Zeitpunkte erſcheine die Interpellation 
über dieſe Frage gegenſtandslos und gefährlich, da ſie einen Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen den beiden Kammern herbeiführen könnte. Der Se⸗ 
nator Paris erklärte ſich durch die Ausführungen des Miniſters be⸗ 
friedigt und nahm der Senat darauf einſtimmig die einfache Tages⸗ 
ordnung an. 

Brüſſel, 24. Mai. Die Repräſentantenkammer hat heute den 
Geſetzentwurf, betreffend die Genehmigung der Convention von Ter⸗ 
neuzen mit 58 gegen 42 Stimmen abgelehnt. Drei Deputirte ent 
hielten ſich der Abſtimmung. Nachdem der erſte Artikel der Vorlage, 
betreffend den Ankauf der Lüttich-Limburger Eiſenbahn, abgelehnt wor⸗ 
den war, erklärte der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, daß die Be⸗ 
rathung der übrigen Artikel nicht erforderlich ſei. Die Kammer ver⸗ 
tagte ſich alsdann auf unbeſtimmte Zeit. 

Konſtantinopel, 25. Mai. Der Regierung iſt folgendes Tele⸗ 
gramm aus Moſtar vom 23. d. Mis. zugegangen: Die Inſurgenten 
von Banjani hatten ſich heute Nacht in der Umgegend von Tſirnitſa, 
Guluz und Zagraz vereinigt, um die Heerden dieſer drei Dörfer zu 
rauben. Die Garniſon von Tſirnitſa bemerkte dieſelben jedoch am 
Morgen und benachrichtigte die in der Umgegend liegenden anderen 
Bataillone hiervon, welche fofort nach den bezeichneten Ortſchaſten mar⸗ 
ſchirten. Es entipann ſich hierauf ein Gefecht zwiſchen den türkiſchen 
Truppen und den Inſurgenten, welches den ganzen Tag über dauerte. 
Die Inſurgenten ergriffen ſchließlich die Flucht und wurden durch die 
Truppen nach Goblagloa, einer Anhöhe in einer Entfernung von einer 
Stunde von Tſirnitſa und von dort bis in die Berge von Banjani 
zurückgeworfen. Die Truppen verloren in dem Gefechte 5 Todte und 
16 Verwundete; der Verluſt der Inſurgenten wird auf 150 Todte und 
ebenſoviel Verwundete geſchätzt. 

Waſhington, 24. Mai. Nach bier eingegangenen Nachrichten if 
die Verbindung zwiſchen Veracruz und Mexico durch die Inſurgenten 
unterbrochen. 

Waſhington, 24. Mal. Der Präſident der Vereinigten Staaten 
hat Eduard Reale als Nachfolger Orth's für den Geſandtenpoſten am 
Wiener Hofe deſignirt. 

(L. Hirſch's telegraphiſches Bureau.) 

Wien, 25. Mat. Das „Tagblatt“ meldet aus Konſtantinopel, 
daß der Thronfolger Murad⸗Effendi in einem Keller von Dolma 
Bogtſche gefangen gehalten wird und in Lebensgefahr ſchwebt. Man 
befürchtet in Konſtantinopel ernſte Unruhen für den Fall der Be⸗ 
feitigung des Prinzen. Die Aufregung iſt ſehr groß. 


Telegraphiſche Privat⸗Depeſche der Breslauer Zeitung. 

Berlin, 25. Mai. Die kaiſerliche Marine ſtellt den Verkauf von 
Schiffskanonen älterer Conſtruction ein. — Die conſervativen Mit⸗ 
glieder des Herren⸗ und Abgeordnetenhauſes berathen das Wahlpro⸗ 
gramm. — Der Agrariercongreß findet am 29. Mai ſtatt. Die 
Fraction der Fortſchrittspartei brachte ein Amendement zur Städte⸗ 
ordnung, bezüglich des gleichen Wahlrechts, ein. Die Budget⸗Com⸗ 
miſſton lehnte die Vorlage über die Ruhmeshalle ab, weil das Reich 
das Zeughaus mitbeſitzt. Der Kriegsminiſter wird dem Kaiſer hierüber 


Vortrag halten. 
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Breslau, 24. Mai. [Kohlen⸗Submiſſion der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbabn.] Zur Deckung ihres Steinkohlenbedarfs für den Zeitraum dom 
I. Juli 1876 bis zum 30. Juni 1877 bat die Königliche Direction genannter 
Eiſenbahngeſellſchaft eine öffentliche Submiſſion ausgeſchrieben. — Der Jabres⸗ 
bedarf beträgt 170,000,000 Kilogramm Stückkoblen und 14,000,000 Kilo: 
gramm Würfelkohlen. Die Zahl der bis zum geſtrigen Termine eingegan⸗ 
genen Offerten batte ſich gegen das Vorjahr bedeutend verringert, fie betrug 
damals 32, eſtern nur 19, dagegen haben die Preiſe abermals nachgegeben 
und ſtellen ſich im Durchſchnitt 2—3 Pfennige per Centner billiger, als im 
vergangenen Jahre, ſo daß ſich die im vorigen Winter eingetretene plötzliche 

reisſteigerung für Kohlen als eine raſch vorübergehende, nur durch die 

trenge des Winters hervorgerufene Erſcheinung darſtellt. Wir laſſen die 
Offerten hier folgen und bemerken, daß ſich ſämmtliche Preiſe für 100 Kilo⸗ 
gramm verſtehen. — Es boten an: Die Gräflich Balleſtrem'ſche Verwaltung 
in Ruda Steinkohle der Carl-Emanuelgrube zu 72 Pfennig; Paul Speier in 
Kattowitz, Stückkohlen von Königin⸗Louiſepachtfeld zu 75 Pfennig, Würfel: 
kohlen derſelben Marke zu 70 Bienuigg, beides franco Ruda und Suſanna⸗ 
ſtückkohlen zu 66 Pfennigen franco Kunigundenweiche; Fürftlih Pleß'ſche 


Gruben: und Hüͤttenverwaltung vom Sean Emanuelſegen, Stückkobler 
1 60 Pfe — 9 7.4 7 jenmig; Königliche een in 
Nönigsbütte, Stückkohlen aus Önigägru e vom 1. Juli bis eptember 
76 und 1. April bis 30. Juni 1877 zu 71 Pfennig, von October 76 bis 
April 1877 zu 76 Pfennig; H. Roth in Königshütte, Stüdkohlen aus Königs⸗ 
grube zu 84 Pfennig, aus Carolinegrube zu 82 Pfennig, aus Borſigwerk 
und Concordiagrube zu 84 Pfennig und aus Oscargrube zu 78 Pfennig; 
Braulik und Feige in Kattowitz, Stückkohle aus Königsgrube zu 82 Pfennig, 
aus Carolinegrude und Brandenburggrube zu 80 Pfennig und Wärfelkohle 
aus Königsgrube zu 82 Pfennig, aus Carolinegrube zu 80 Pfennig, aus 
Brandenburggrube zu 78 Benni, aus Wolfganggrube zu 62 Pfennig; 
Dziallas und Ackermann in Breslau, Stückkohlen aus Wildenſteinſegengrude 
zu 84 Pfennig, aus Morgenrothgrube zu 75 Pfennig; d. Krenski Repräſen⸗ 
tant der Georgengrube in Rosdzin von Georg⸗Oberflöz, Stüdtohlen zu 72 
Siam Würfelkoblen zu 70 Pfennig; Orgler und Blumenfeld in Breslau, 

tückkodlen aus Königsgrube 75 83 Pfennig, aus Morgenrothgrube zu 73 
Pfennig franco Schoppinitz; Borſig'ſche Verwaltung in Borſigwerk, Stück⸗ 
kohlen aus der Hedwigwunſchgrube zu 76 Pfennig franco Borſigwerk; Oberſchleſiſche 
Eiſenbedarfs⸗Actien⸗Geſell ſchaft Friedenshütte, Stückkoblen von Königin⸗ 
Louiſe⸗Pachtfeld oder Oscargrube zu 76 Pfennig ſranco Ruda; Emanuel Fried» 
länder und Comp. zu Gleiwitz, Stückkoble aus Hohenzollerngrube für den Sommer 
zu 70 Pfennig, den Winter zu 74 Pfennig, aus Lythandragrube zu 68 Pfennig, 
aus Paulusgrube, Niederbank zu 58 Pfennig und Würfelkohle aus Hohen⸗ 
zollerngrube für den Sommer zu 61 Pfennig, für den Winter zu 70 Pfennig, 
aus Paulusgrube ebenfalls zu 64 reſp. 70 Pfennig; die Fürſtlich Hohen⸗ 
lohe'ſche Verwaltung zu Hohenlobehütte Stückkohlen aus Carolinegrube bei 
Abnahme von mindeſtens 60 Millionen Kilogramm zu 76 Pfennig, bei Ents 
nahme eines geringeren Quantums 80 Pf., außerdem Würfelkodlen nur für 
die Zeit vom 15. Juli bis ult. Sept. d. J. zu 75 Pfennig; Gebr. Schweitzer 
in Kattowitz aus Deutſchlandgrube Stüdtoblen zu 80 Pf., Würfelkohlen zu 
70 Pfennig; Gebr. Steinitz Beuthen Stückkoblen aus Königsgrube zu 
80 Pfennig, Würfelkoblen zu Paulus, Oberbank zu 66 Pfennig; Cäfar 
Wollheim in Berlin Stückkohlen aus Wolfgang⸗ oder Gottesſegengrube zu 
70 Pfennig und Wärfelkohlen aus Matbildegrube vom 15. Juli bis ult. 
September zu 65 Pfennig, vom 1. October bis 31. December zu 68 Pfennig; 
R. C. J. Freund, Berlin, Stückkohle aus Waterloogrube zu 80 Pfennig franco 
Carolinenweiche; Gräflih Henckel von Donnersmarckſche Verwaltung zu 
Antonienhütte von Gottesſegen, Antonienflöß Stückkohlen zu 70 Pfennig, 
Würfelkohlen zu 65 Pfennig; Julius Katz in Kattowitz Stücktohle aus Caro⸗ 
linegrube zu 80 Pfennig, aus Glückaufgrube zu 58 Pfennig und Würfelkohlen 
aus Glückaufgrube für den Sommer zu 40 Pfennig, den Winter zu 50 Pig 


Poſen, 23. Mai. [Borſendericht von Lewin Berwin Söhne.] 
Wetter: Schön. — Roggen (pr. 1000 Kilogr.) geſchäftelos. Belündet — Ctr. 
Kündigungspreis —, Mai 152 bez. u. G., Mai⸗Juni 152 bez. u. G., Juni⸗ 
Juli 152 bez. u. G., Juli⸗Auguſt 154 G., Auguſt⸗Septbr. 156 bez. u. G. — 
Spiritus ftill. Gekündet 5000 Ltr. Kündigungspreis 47,20, Mai 47,20 B., 
47 G., Juni 47,50 G., Juli 48,10 bez., B. u. G., Auguſt 48,70 B. u. 
G., September 49,10 bez. u. B., October 48,70 B. — Loco Spiritus ohne 
Faß 46,60 G. 


Wien, 24. Mai. [Der , Babe 
Bericht der Franz⸗Joſefs⸗Bahn 
triebseinnahmen 7,374,078 fl. auf gegen 7,254,345 fl. im Jabre 1874. Der 
Reinerirag_ beläuft ſich auf 2,635,667 fl. Die Staatsgarantie wurde mit 
2,264,632 fl., gegen 2,340,623 fl. im Jahre 1874, in Anſpruch genommen. 
Das Mehrerforderniß (für Materialvorräthe, die Wiener Verdindungsbahn 
und dwerſe Bauten) über das garantirte Actiencapital beträgt 4,268,415 fl. 
Daſſelbe wurde größtentheils aus dem Guthaben der verſchiedenen Conti 
gedeckt, ſo daß die ſchwebende Schuld von 2,900,000 fl. nicht erhöht wurde. 


Wien, 24. Mai. [Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn!] 
betrugen in der Woche vom 9. bis zum 16. Mai 222,903 Fl., ergaben 
mithin gegen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Mindereinnahme 
von 8468 ER 


r veröffentlichte Geſchäfts⸗ 
für das Jahr 1875 weiſt an Be⸗ 


London, 25. Mai. [Bankausweis.] 

Totalreſervt e. 14,712,432. Zunahme 1,050,013 Pfd. Sterl. 
Notenumlauů n 27,382,790. Abnahme 520,140 Pfd. Sterl. 
Baarvorrat g 27,095,222. Zunahme 529,873 Pid. Sterl. 
raid so ARSCH 16,960,746. Abnahme 263,166 Pfd. Sterl. 

uthaben der Privaten 20,614,682. 8 342,933 Pfd. Sterk. 
Guthaben des Staatsſchatzes. 7,638,307. Zunahme 463,525 Pfd. Sterl. 
Notenreſervet n. „857,690. Zunahme 988,785 Pfd. Sterl. 


Regierungsſicherheiten 14,545,365. Unverändert. 

Procentperhältniß der Reſerve zu den Paſſiven 51% PCt. Clearinghauſe⸗ 
5 8 85 Millionen, gegen die entſprechende Woche des Vorjahres Abnahme 
6 Millionen. | 


. * Breslau, 26. Mai, 9% Ubr Vorm. Der Geſchaftsverkehr am beu⸗ 
Bam we 105 1 zu hohen Forderungen ſchleppend, bei mäßigen Zu⸗ 
ren, Preiſe ſehr feſt. ’ 

Weizen, zu notirten Preiſen gut verkäuflich, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 18,10 bis 20,40 —22,10 Mark, gelber 17,80 — 19,00 — 20,80 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. | 

Roggen, bei ſchwachem Angebot preishaltend, pr. 100 Kilogr. 15,30 
16,30 bis 17,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 13,00 bis 15,00 —16,00 Mark, 
weiße 16,50 — 17,20 Mark. 

Hafer in ſehr feſter Haltung, per 100 Kilogr. 17,80 —18,90 bis 19,80 
Mark, feinſter über Notiz. x 

Mais ſchwach zugeführt, per 100 Kilogr. 11,50—12,30 Mark. 

Erbſen gut preisbaltend, per 100 Kilogr. 17—18 — 20,50 Mark. 

Bohnen ohne Umſatz, per 100 Kilogr. 14,80 — 15,80 — 16,50 Mark. 

Lupinen unverändert, per 100 Kilogr. gelbe 10,00 bis 11,50 Mark, 
blaue 10,00 —11,50 Mark. 

Wicken blieben vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 16,80 —17,80—18,80 Mt. 

e in ſehr feſter Haltung. 

Schlaglein mehr beachtet. 


= 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat . 27 — 25 — 22 25 
En n 28 50 27 25 26 50 
Winterrübſen 27 25 26 — 235. 25 
Sommerrübſen ie 28 50 27 50 268 — 
Leindotte nr 26 — 25 


— 24 — 
Rapskuchen gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 7,30 7,60 Mark, pr. Se 
tember⸗October 7,30 Mark. ” 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20—9,70 Mark. 

Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 50—58—60—63 Mark, 
weißer pr. 50 Kilogr. 58—60—62—66 Mark, bochfeiner über Notiz. 

Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 36 —39— 42 Mark. 


„„ 

[Militair⸗Wochenblatt.] Mattner, Hauptm. & la suite des 1. Rhein. 
Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 8 und commdrt zur Dienstleitung beim Kriegsminiſterium, 
unter Beförderung zum überzähl. Major, in das Kriegs⸗Miniſt. berfeßt. 
Haſſel, Hauptm. zur Disp., zuletzt aggr. dem 6. Bad. Inf.⸗Regt. Nr. 114, 
der Char. als Major verliehen. Frhr. v. Lützow gen. db. Dorgelo, Oberſt⸗ 
Lt. a. D., zuletzt Commdr. des 1. Heſſ. Huf. Regts. Nr. 13, mit feiner Penſion 
und der Erlaubniß zum ferneren Tragen der Uniform des gedachten 7 — 
zur Disp. ger r. Wernicke, Unterarzt vom 2. Niederſchl. Inf.⸗Regt. 
Nr. 47, Dr. Goebel, Unterarzt vom 1. Schleſ. Huſaren⸗Regt.⸗Nr. 4, Dr. 
Reymann, Unterarzt vom 3. Niederſchl. Inf. Regt. Nr. 50, mit Wahr⸗ 
nehmung je einer bei den betreffenden Regimentern vacanten Aſſiſtenzarzt⸗ 
Stelle beauftragt. 


Meteo rologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 


Sternwarte zu Breslau. 

Mai 24. 25. Nachm. 2 U. | Abos. 10 U.] Morg. 6 U. 
Luftdruck bei 0° ... 329% 87 330,03 32073 
Luftwärme 150.5 + 80.7 70,3 
rege RE 5 ge 30 u 51 hi 

unſtſättigung 40 pCt. v . 
Wind . W. 1 SW. 1 SW. 1 
Wetter hie wolkig bezogen. heiter. 
Wärme der Oder ne ee 7 Uhr Morgens + 119,6, 

Mai 25. 26. Nachm. 2 U. | Mbps. 10 U. | More. 6 U. 
Luftdruck bei Oo 32881 328.67 354 
Luftwärm 4577 + 10% 2 

5 or. n0.. 48 A 70 a 2 30 77 
D atti gung v pCt. 92 pi. 
Dll SW. 2 SW. 2 © 
REN ziemlich heiter. | trübe, Regen. trübe. 
Wärme der Oder ere 7 Uhr Morgens + 1206. 


Breslau, 26. Mai. Walierfand] B.. 5 M. — Cm U- B. — If. 70 EW. 


8 
* 
7 
Br 
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erliner Börse vom 24. 


Weohsel-Caurse. 


London, 25. Mai. ace 4 Uhr. 


Teint, Court) Conſols 


Ansterdam ldd FI. 8 T |3 14528 Pe — 95 . Italien. 5% Rente 70%. Lombarden 6%. 3% Lombarden⸗Priori⸗ 
5 ON Dre. pro| 1674 1878 ft. täten, alte —, dio. neue 86. 5% Ruſſen de 1871 93%. do. 5 * de 
de. de, 2 k. 3 168.50 bs Aschen - Mastricht. 1 1 28 er 
London 1 Latz..|3 K. | 20365 85 Amen cMarkische. | 3 8278.25 b 1872 93. Silber 52. Sung Anleihe de 1865 10 5% Tarken 
Baris 100 Erca, 3 f. 6% 174280 DE er ke Anat. 1 fl 106,70 bs de 1869 10%. 6% Vereinigte Staaten pro 1885 104%. do. 5% funditte 
Petersburg 6912642 Berlin Dresden. 5 — 6 | 26,50 ba 106%. Si lberrent —, —. Papierrente —, —. 6 ungar. b 
Warschau 008k 2 T.|64,1267,16 d I Berln-Göellts. 6 1.6 0 % Silbervente Schapbonds 
Mien 100 Fl. J Tie an ds fers Hanbreg. 112% 1% f 178 60 81. 6% ungar. Schatbonds II. Ent . 76%. 5% Pernaner 18. Spanier 
40. 0... . 2 K. 4, b Ton, Fo ner © N 13. 1 —4 pCt. ta sw ant Ma. 30 WM eure 3 
rr ene 3 4.8740 d rankfurt a ai, Nachm. r Ya Inßeourie 
Course. 7 
e e, —— * n Londoner Wechſel 204, 55, Pariſer Wechſel 81. 05, Wiener Wechſel 169, 35, 
% 22 52 eee ee Ih, 5% la 78 50 ba Bobmiſche Meftbahn 151, Gliſabeldbabn 120, Galizier 1604, Fr 
ats, ee. 188, Ya 1 — 66 e „ „ 4 el, 70 ba ofen*) ‚216%, Lombarden“ ) 62, Nordweſtbahn 106, Silberrente 58%, 
Berliner Stadt-Oblig. 114 10239 ba — —.— Aer 9 . — 55%, Ruf. Bodencredit 10177 Ruſſen 1872 97 ,, Ruf. An⸗ 
Cuxhaven. Eisenb.] 6 8 17 
Berliner 18 9 192 1 0 Dux-Bodenbach. B. O 6 4,78 bz B e — —. Amerifaner de 1885 101%, 1860er Looſe 97%, 1864er 
5 . 1 Zaun Aale eren a, 6% |6 1A 0 ba Looſe 268, 00, Creditact.“) 111%, Oeſt. Nationalb. 698, 00, Darmſt Bank 
. 3% 86,78 0 1 N 103%, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein 8214, Frankfurter 
3 Fer. u. Neumärk, 1 81.10 dan  {Kaschau-Oderborg| & — 5 | de Wechslerbank 76%, Deutich » öſterreichiſche Bank 91, Meininger Bank 
Pommeische . . 48 8 Kronpr. Rudolfb. 3 s ; 4840 ba 178%, Hahn ſche er Reichsbank 153%, Continental —, — 
A Pposeneche. ..... 4 | 2690 bz Ludwigsh,-Bexb, | 9 9 177,5 bs@ 
5 (Breussische. . .... 1978 zb 8 19, 16 1 bs 1 Heil, Ludwigsbahn 100%, Oberheſſen 72%, Ungariſche . 143, 40, 
Westi. u. Rbein.\ 88.27 b Mardeb.-Halberst) 3 % 4 | 99,60 ba do. Schtzw. alte 84, do. neue Bl, 8 2%, Türken —, 
3 Sächsische, ...». 4 | 88,69 bs Hagdeb,-Leipzig. .|14 14 % |241 br Ung. Oſtb.⸗Obl. II 59%. Deutſche Vereinsbank — Pardubitzer Actien —. 
Schlasische 4 97,20 br do, Lit, B. 4 4 4 97 bzB 
„ adlache Präm.-Anl. 4 119,20 ba Molnz-Ludwianb. & 16 4 | 80,78 b Internationale Spe zeulationspapiere bei geringen Umſätzen ziemlich ſeſt, 
Balerische 4% Anlem a4 1122,25 B Kiederschl.-Härk. 4 4 4 9790 % öſterteichiſche Bahnactien, Prioritäten und Renten niedriger. 
Woln-Mind, Prömionsch‘344 116.50 d. R Oberschl, %  |104 2 39.15 ba Nach Schluß det Börſe: Credit ⸗Actien 111%, Baden 216%, Lom⸗ 
Kurh, 40 Thaler-Loose 286 bz9 Deters. Fr. St H. 2 6% 4 48480 bs | barden 63%, 1860er Looſe —, * —,—, Franz⸗J 10 —,. 
Badische 35 FL-Losse 135,75 bz Oests Nordwosth! | U 58 3 Id Galizier —, Ungar. Staatslooſe —, —. Reichsbank — Darmſt. Bank — 
Oldenburger Lee 1 82.60 bz Oost,Südb.(Lomab.)| 3% 6 f 124.40 ba * Per medio reſp. per ultimo. 
Mdenbergs . e Hamburg, 24. Mai, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
Ducaten 9,54 es era Fremd. Bin, 09,83 be ©-ichenberg- Pard, 42 4 4% 40 70 ba St.⸗Pr.⸗A. 1 4%, Silberrente 58%, Credilactien 1114, Norpweitbahn —, 
FE a Fe 
imperiala — Russ, Bio, 26,00 al | 4 476 55 Bereinsbanl 117 Ar auxahütte 57%, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſtion 
S r 418 b —ů — Biscnbahn 3 u 1 ba ER 1 ee 1 967% 2 —. 8 
ref SchwolaWesthahn| % | =. 1 12,0 0 internationale Ban 4, Amerikaner de 4, Kölns Mindener St. 
ee e, — . Thü fager IRA 12 575 7 = Pr 1920 Dipeinifche Eiſenbahn do. 117, Bergiſch⸗Märkiſche do. 84, Disconto 
Dnxb. Pfd. d. Pr. Hy p.-E. 35 89 b Werechau- Wien. 0 — 189 ba 24 pCt. — Matt. 
nn Ads 100,29 bag A Hamburg, 24. Mai, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco und auf 
Beutsche r 8. 4 A: ‚5 a6 Termine feſt. Noggen loco feſt, auf Termine beſſer. Weizen pr. Mai 222 
Kündbr, Cenb.-Bod.- Cr. 4½ 400,2 8 Eissuhahn-Siamm-Prigritäts- Actien. Br., 221 Gd. pr. Juli⸗Auguſt pr. 1000 Kilo 218 Br., 217 Od. Roggen 
Unkünd, de. (1872118 191,50 ba ee 1 a pr. Mai 160 Br., 159 Gp., pr. Juli-Auguſt pr. 1000 Kilo 160 Br., 159 
— RUE, Eon Be e n Tecüle: > Gd. Haſer rubig. Gerfte ſeſt. Nübel behauptet, loco und pr. Mai 65, pr. 
0 .d. 3 Gans Breslau-Warschau| 9 0 6 26 8 Octbr. pr. 200 Pfd. 64%. Spiritus ſtill, pr. Mai 35%, pr. Jun Juli 
20. Til. Km. do, 5 l de Hane, erte. * 8 — 35%, per Juli⸗Aug. 37%, per Sept. Oct. per 100 Liter 100% 38%. Katie 
— . —.— u. — X sa JKobtfurt-Falkond. | 2% — f | 4780 5 tet, ‚Amjah 4000 Sad. Petroleum feſt, Standard white loco 12, 30 Br., 
Bar de. Piandbr. 6 101,80 ba Märkisch-Posener | 3 3% é | 13,50 b 20 Gd., per Mai 12, 20 Gd., per Auguſt⸗December 12, 60 Gd. — 
Pomm, Hyp-Brieio s 105 G nnn Meter: Wollig. 
. —.— „u Em. 3 (leg 28 b. Hoster. Stabakn. 13% |6 5 > — Liverpool, 25. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsdericht.) 
1 Ee done ba ener Centralb. 2, |, . | — Muthmaß licher umſatz 8000 Ballen. Matt, Preiſe unregelmäßig. Tages: 
een ., e ge 31,000.8, amesitaniie 
n ape mil 5 e ee * 0, | 3050 6 6 17 9000 er et an e d 2 2 g.] A0 8 — 5 
der eg 54| 8873 bu eimar-dera. , 1 5 bz m AR allen, davon für Speculation und Export B 
Hype. r Or 9 5 — 
eiad. d. Oest. Bd.-Or.-Ge., G 87 Middl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6, fair Dhollerah 4% 
8 Ar & Bank-Paplere. middl. ſair Dbollerah 4%, good middl. Dbollerad 3%, middl. Dhollesah 
ro- rf. % 191.50 ba Allg.Dout made. 3 2 |8 pen 3%, fair Bengal 4, good fair Broach —, new fair Domra 4%, good 
I = loDeut 4 i 
leber e 4 38,75 B rn 1 ‚Var, 121 17,7 4 Im * 5 e a; ja Madias 4, ſair Veruam 6%, fan Emma 5%, 
Berl. Haudel os. 7 5 * 5, 75 2 
Ausländische Fonda. 40 Produ. Adi, N % | 8310 556 Antwerpen, 24. Mai, Nachmutt. 4 Uhr 30 Minuten. [Getreidemarkt. 
Oest, Süberrente, „ 44½ 65 hzB Braunschw, Bank, Die 6% 1210 0 (Schlußbericht.) Geſchäftslos. 
drr e a.) gl ‚ho, 58 bB u 8 5 } — Antwerpen, 24. Mai, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. 8 
Lad, u. L/ 5085 Fee 55.30 Bresl. Makl.Ver.-B.| 4 11 Markt.] (Schlußbericht.) Raffmirtes, Type weiß, loco 23% bez., 28% Br., 
5 öder Pram.-Anl. .|4 [96 B (baBfBrasi. Wechslerb.| 3 4 | es 0 pr. Mai 23% bez., 28% Br., pr. Juni 28% a pr. September 30 bez., 
, 30% bey, 31 Br. Saft 
40, Ger Looũ „ 22 bzB Darst, Creditpk. 10 6 „ ſi0 bB Bremen, 24. Mai, Nachmittags. neun (Schluß bericht.) Stan- 
Ausg. Präm.-Aul, v. 646 18 l, 10 bz Darmst, Cettelbk. 0% 6% 5,2 @ dart white loco 11, 70, pr. Juni 11, 80, pr. Juli 11, 90, pr. Auguſt⸗ 
do. do. 1866/6 176 ba Deutoche Bank .| 5 3 , 8,8 etbzB December 12, 70. Feſt. 
do. Bod.-Orod.-Pidbr. s 58,6 b do. Reichabank| — % 14,10 bs 
ee eG eo 
Er Dr Bm | d. ww 2 1 Ja 1190.10 ] Von erſten ſchle Alden Handelsſirmen als folid und reell empfohlen: 
Pola. Liquid.-Pfandbr.|4 | 68,69 B Geuossenach.-buk.| 6 ch . | 83,60 B mern. Grüter’s Annoncenbureau, Breslau, Niemerzeile 24. 
Be rückz. p. — 6 104.30 ba do. jungs] 8 5 sı 19225 B 
do. 88806 1101,29 G Gwb.Schuster u. C.] 0 0 4 11,80 bzB 
2 5% Aal. a 1 102,50 brd 1 4 2 1 m au VLNDTR ZT EEE BUNTER TRETEN 
he 2 * % * 1 
e ra 5 Ana a 55 eff Hannor, Bank... 6% 0 54% 4130 80 Unser lar 1 unermüdlicher, braver Vorsteher 
Aab. G arer 100 Tr l. 70 bz a 0 Kelle 5 5 — 4 61˙ Herr Joseph Samuel 
r 28. — 4 Bank 3 4 1 N} 5 320 ist uns durch den Tod entrissen worden. Wir werden dem 
Wagb%St.-Eisanb.-An'|5 | 68 ban Magdeburger 2 5% 5% 4 |104 pz Verewigten ein ehrendes Andenken bewahren. [5614] 
Sehwodische 10 Thir.-Loose — — Bra 2 ANSICHT Dei Breslau, den 25. Mai 1876. 
— wurd Bu , 5. 44 e Die Mitglieder der blauen Rade-Synagoge 
Yordd. Grunder.-B.| 9 9 4 | 9960 6 * 7 ng 
Eloenbahn-Prioritäts-Astieu, Seck. Grodcäctten| S ö |4 22 dr 
* er 1 5% 5 15 ES Posner Prov,-Bank| 6 2% 4 8.75 8 — 
45. 1444 ba Fr. Cort Boeder 9% | 946 4 111780 b Statt Defonderer Meldung. a. 
lan en A HT Heute Morgen eniſchlief ſanft unſer 8 Gilat 
. A 102 50 6 Sache, OrodBank| 6" % 81% k Junbergehliber Gatte, Vater, Schwie⸗ Ze 
ir ale e eee, 18, 16 180750 ear, Großvater, Bruder und Hotel weisses Lamm 
Srealau-Frib, LI, D. 2040 — — Thüringer Bank. 6 5 4 | 13 b. Schwager, der Kaufmann neben der Naß ’ 
tell. 
4 1. 34 5 Wiener bnien⸗b. 67 | 2% 1 1080 © Joſeph Samuel, und Telegraphen⸗Amt. 
A 10 94.60 © im 73. Lebensjahre, Weibel von August Dittner, Hotelbeſitzer. 
n 7 die Beerdigung igel Peil 
0 89,99 bs Berliner Rank. 80 6 ie Beerdigung findet Freitag, : 
Söin Minden H rg, 2 5 Berl Baukyerein | 4 14 * 5 5 ir ee BB Nachmittag 4 Ubr, vom Trauerhaufe,| An Stelle des Herrn Dr. Fried · 
„ „ e Ba 2 Reuſcheſtraße 24, ſtatt. länder werde ich im Bade e 
an ers Onder V. 8 151 23 bı@ Be. b . 8 — li. |4200 0 Breslau, Hamburg, 5 kowitz mit practiciren. [2128] 
Altenbeken 4% 95,73 @ N — . 2 den ai 
Merkisch-Ponener 15 10 6 „„ Die Hinterbliebenen. L. Kr atzert. 
-M. Stan or. ir Deutsche Unionsb 3 0 kr. 77 b 
do, do. II. Ser. 4 — 5 
oe s e, ee kackt Theater. Oeffentlicher Dank. 
. 0 or. 3 A ve — 
Oberschles, 4. AR . Freitag, Den 2 15 11 0 79 or Unterzeichnete, die an Rheumatis⸗ 
4o. . 3% 88 6 Pos. Pr. Wechsl-B.| 0 r nemen echstes Gaſtſpiel des kgl.] mus ſtark litten und es vor Schmerzen 
426. 0 Keen Pr. Credit-Anstalt| © | — [ir | 62 B preuß. Kammerſängers Hrn. Albert kaum aushalten konnten, gebrauchten 
49. 1 8 Pr. Wechsler-Bnx.| 0 — % 2 Niemann. „Die Hugenotten.“ Ext x 
he PR lagen Br 1 — Große d A 5 Auf den Extract Anti Reon, und wurden 
4% 54 Ver. Ek. Quistorp| ö | — | 4,50 roße Oper mit Tanz in nach ein paar Einreibungen von ihren 
4% S u 26 zugen von Seribe. Muſik von] Leiden E befreit: (2123 
2 Yon 16468 1640 bd Industric-Paplere. Meyerbeer. (Raoul, Herr Albert Neuftadt, Spediteur. 
20. Min 187€ 1 9940 8 6 ori isenb.-Bd-A. * tr. 1116,75 B 1 ® Grabe, Ochſeßhauepachter. 
. 449 8 * or en — „ 
40. Brieg-Neisac|442| 97,60 0 b. Eisonbahnd.@ 07 10 1e bee Paul Paul Scholtz 8 tus Laube Rawitſch, im September 1875. 
do. Gonal- De ‘ — — do, Belchs.- u. Co.-E.] 4 — 46990 @ ment. 55 
dd Stargard Lesen 19240 bo Herde Sunmiftb. 8% 5 |4 | 83 Täglich en Breslau bei 
40. ard-Posen 1 ordd. ab, 2 on or, eidenſtraße N. Geb ⸗ 
II. Em. 4% 99,86 do. JFapierfabr.| 4 — 4] 11500 . 
45 1150 u. Be. 22 7705 8 Westend, Com-. “ — . 480 6 Concert e de C. F. 4 2 
a * 
Se eee e ate pee n t jamasn e Che Inte Ser Bel I Meat, | uns Steno in Mamitfe, 
w er-. — reo 
ER — der-Vler Bi ur es. Fouervers. 2 1 ne 917552 reis pr. deine 1 Mark. 
4 — 20 bs 
Ohemnitz-Komotau 5 150 etbz& 2 1 mia Ep 0 — 4 6,25 bzB Gntree: Herren 5 Ff. Damen 10 . u G bi i 
Dus-Bedenbach. . H = 2 Königs- u. Laurah. 2 — 1 vos 6 10 art en rt E ugs re e 
gilt. Emiosion % ba Aatarionküte . 76 | ( | 68/89 br@ 95 in die Karpathen (Hohe fab be. 
Gal. Carl-Ludw- Dahn] 5 | 81,75 ba Meritzhütto . 0 e co Tägl wird ein Genoſſe ht Näh. 
do. 48. nous 8 | 78.78. @ Bis Eisenworke 1 1% 4 | 11,50 ba Adr. Berg No. 38 Exped. d. B 4 t 
we , eee, ee a. Rufe Le e 
4 5 N 5 
Dag. Ostbahn ; 840 et ı |6 Ja | 8100 546 con 6 Ubr. Entree 10 Pf. Für D 
Lemborg-Orernowils 70 1 2 do. BuEr, „Ach H — His GT TER . * E 0 eure. 
„ W. 5 4 
„„ de ue, on eee, en Fabig's Restaurant | Ri babe be te Bindentopte it 
Mahrieche d De Baltischer Lioya .| 0 1 BIT nur zu hab u. bei 
* 2 ns ir. —— Bresl, Bietbraner. 0 — 1414 —— und afe chantant. [7162] K erg 4 Ir. , 
Kroupr,- Nudel bah | 66.90 ba Brosl. E.-Wagenh 6%, | 6% ! | 4950 B Täglich: [7405] 1716] Neuſcheſtr. 22. 
Desterr.- Französische 30050 2 ee 2 4 5 1 = B 9 
do 2 2 
n nn, b n (ram enn e Concert 1. Vorſtellung. Ein Geld ſchrank 
K» gel Aab 7 wird 53 5 geſucht. 
e wian.. e , e eee . [dee ge Bil 2 Barer e 
Br. 0 — = — — ' - — — 
do, IV.. 5 87 bd 0. . — 0 — 4 I-— 5 en unn en von 
„ eee es ge red,? | = % Der en. Chanson etie-Gängetinnen, Stamm eidel! 9 Mt. 
— 0. enb.-. . va. L 
Bauk-Discont 3½ pt. Schl. Welly Fabr. 0 — „an eon ſowie des Geſangs⸗ u Cbarakter⸗ re eg Sele aug Rene» 
Lomhard-Zinsfuss 4% 0. ‚WilbelmshütteMA, 4 — 44 8 6 omikers Herrn Bettwärm 1 — 12 a; 
Moſes Scherbel in der . raturen jeder Art 57 en 
Benet „Mal. Der Dampfer „Canada“ der National- Dampfſchiffs⸗ . 2, 3, bei der Bank vorbei. nn Rudolf nsted, 
Compagnie Meſſing ſche Linie] iſt bier eingetroffen. Anfang 7% Uhr Entree 50 Pf. 22, Glas⸗ u. Zinnw.⸗Geſch· 


A. 150 weißen oder gelben Natur⸗Carton: 


von Marmor und Sandstein olide 


Morgen Areal, an pe Chauſſee und 
eine "Meile bom ji 

ſoll vom 1 
erten sub | verpa 
zunter ſich 


a e Ausz. 
ere Au ert * 
bung Jazdzewski, Di Pete ze: 


Der Alı a hinenmarkt zu gttslau 

ndet ſtatt 6., 7., 8. Juni; für die Beſucher deſſelben find bei der 
berſchleſiſchen, aeg r, Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗, Oels⸗Gneſener, 
Kreuzburg ⸗Poſener und Breslau Warſchauer Eiſenbahn Tarif- 


Ermäßigungen beantragt worden, inſofern mit dem Fahrblllet gleich⸗ 
i eine Eintrittskarte zum Maſchinenmarkt gelöſt wird. [7654] 


Die Maſchinenmarkt⸗Commiſſion. 
Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn. 


Die Herren Actionaire werden zu der auf Donnerstag, 
den 22. Juni c., Nachmittag 4 Uhr, im 
Hotel zum „Weiden Adler“ in Poln.⸗ 
Wartenberg anberaumten vieeſabrigen ordentlichen 
General⸗ ⸗Verſammlung Nr ergebenſt eingeladen. 


Zur Verhandlung gelangen die im § 29 des Geſellſchafts⸗Statuts 
unter 1, 3 und 4 aufgeführten Gegenſtände und der Antrag eines 
Actionairs, betreffend Conſtituirung des Vorſtandes der Geſellſchaft 
§ 41 des Statuts). 

Exemplare des Jahresberichtes werden 8 Tage vor der Verſamm⸗ 
lung ausgegeben. [7303] 

Zur Theilnahme an der General: Berfammlung find nur diejenigen 
Actionaire berechtigt, welche nach $ 31 und Nachtrag 1 des Statuts 


entweder Alsbald oder bis ſpäteſtens den 18ten 
Juni c., Abends 8 Uhr, isre Aalen, unter Baff 


gung eines in 2 Exemplaren unterſchriebenen Verzeichniſſes, mit ger 
nauer Angabe der Nummern (wozu Formulare im Bureau der Direction 
vorbanden find), oder an Stelle der Actien ſelbſt amtliche Beſcheini⸗ 
gungen von Staats: und Communal⸗Bebörden über die dort erfolgte 


Depoſition der Actien bei der Geſellſchafts⸗ Haupt⸗ Kaſſe 
hierſelbſt deponirt haben. 


Die Stelle der wirklichen Depoſition der Actien bei der Haupt⸗Kaſſe 


vertreten auch die rechtzeitig einzureichenden Depoſitions⸗Be⸗ 


8 nachbenannter Banthäufer und zwar 
Breslau: 


„ der Schleſiſchen Vereins⸗Bank, 
v. der Breslauer Discontobank F rieden- 
thal & Comp. und 
„ der Herren Gebrüder Guttentag. 


Wegen Vertretung der Actionaire durch Bevollmach gte, aus der 
Zahl der übrigen Actionaire, wird auf SS 35 und 33 des Statuts 
aufmerkſam gemacht, mit dem Hinzufügen. daß die gehörig legaliſirte 
Vollmacht ſpäteſtens einen Tag vor ver Lerfammiung 


an das Bureau der Direction hierſelbſt einzuſenden ift. 


Poln.⸗Wartenberg, den 15. Mai 1876. 
Der Aufſichtsrath. 


Die Juckerwaaren⸗Fabrikl EEE 


von S. Crzellitzer. 
KAntonienſtraße Nr. 3 in Breslau, ag 
hält ibre Fabrikate in ern Auswahl und vorzüglicher Güte gütiger 
Beachtung anempfohlen. 
8 8 billig. 7360] 


Wiener Syplons- Flaschen ig 


füllen wir 


Selterser oder Soda-Wasser, 


pro Dutzend 2 Mark, exel. Glas frei Haus. 
Die Benutzung dieſer Flaſchen empfiehlt ſich für Haushaltungen und im 
Krankenzimmer. Das läſtige Entfernen der Korke wird er part, außerdem 
aber bleibt der Inhalt einer nicht auf einmal entleerten Flaſche tagelang 


friſch und koblenſäurereich. 
. Kissner & Co., 


Dampf- Mineralwaſſer⸗ und Limonaden Fabrik, 
Catharinenſtraße 7. 


Ein in ſchönem Garten gelegenes 


Ze 8 aa zur 

efälligen Nacht . 

Die gte r wie Wohnhaus 

auch Nr. 51 kann ich als gut ges enthaltend 12 Piecen, iſt im Ganzen 


lagert Re beſtens empfehlen. 
Ebenſo bitte, auf meine Niederlage 

echter Weichſelſpitzen von 429100 

in 3.1 zu achten. 2 


Cigarren⸗Geſchäft, 
1 e Nr. 17. 


Visiten Karten 


oder getheilt billig zu pachten; 7 
auch ſind Wohnungen für — 
bab Stallung und Wagenremiſen 
dane 4 Vogler, Breslau, sub 
aafenftein & Vogler, u 
Leiste H. 210760 zu richten. [7084] 


Poſten offen. 
ür ein Fabrikgeſchäͤft in Ober⸗ 
— Rn = ein ah iratheter Mann 
m — Antritt als Bu 
ſcha er 
b ne“ muß eine Caution von 
150 Mark ſtellen können, polniſch 
ſprechen, in der Feder gewandt ſein 
und ein Anzahl Geſpanne und Knechte 
zu beauſſichtigen und in Ordnung zu 
alten verſtehen. 

der Gebalt iſt 60 Mark monatlich, 
freie Wohn eing und Beheizung und 
noch ein N: turalien-Deputat von 10 
bis 12 Ma: monatlich Werth. 

Nur energiſche, durchaus nüchterne 
und zuverl ſſige Leute finden Berück⸗ 
ſichtigung. eldungen ſind an die 
Expedition her Breslauer Zeitung unter 
Chiffre D. 3. Nr. 95 zu richten. 


Für ein bedeutendes Deſtillations⸗ 
Geſchäft ur Comptoir ſuche zum bal⸗ 
digen Autre einen jungen Mann mit 
ſchöͤner Hau oſchrift [2151] 


als Kehrling. 


Derſelbe muß der poln. . 
mächtig und Eu. Eee einer Pro⸗ 
vinzialſtadt 2 5 in 1 erb. 
sub Chiffre H d. Bresl. 
[1893] 1 Zeitung. 


erantwortli Redacteur: Dr. Stei Vertretung: Dr. 
Wen be Cet 82dd u. Cs in Pia u bbs. 


50 St. 10 Sgr., 100 St. 15 Sgr. 
Nach auswärts gegen Einſendung des 
Betrages franco. [6746] 


Gustav Steller, 


Breslau, Ring 16, Becherſelte, 
nahe dem Blücerplah- 


Große Auswahl fertiger moderner 


Denkmäler 


Arbeit, reele 82 


onowitz, 
Gieiwig., 3, beim D 


Ein Gut im Poſenſchen, 


mit 967 Hectar oder 3868 Randeb. 


Sabubofe elegen 
„Juli d. J. ab auf 15 e 
chtet rg Bi Can, 1 5 

ampfbrennerei be⸗ 
ſind in gutem Stande, das todte 
entar ift vollſtandig. 


